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Vorwort 

Der vorliegende Band ist ein »Best of« des mittlerweile auf rd. 3 500 Seiten 
angewachsenen Loseblattwerks Grundlagen der Weiterbildung-Praxishilfen. 
Orientiert an der bewährten Gliederung des Loseblattwerks wurden für den 
Band solche - insgesamt 15 - Beiträge ausgewählt, in denen mehr oder we­
niger exemplarisch Grundlagen und Kernbereiche der für die Weiter­
bildungspraxis relevanten Themenfelder wie 
• Bildungspolitik und Geschichte, 
• Rechtliche Grundlagen, 
• Strukturen und Institutionen, 
• Organisation und Management, 
• Bedingungen des Lehrens und Lernens, 
• Didaktik, 
• Organisationsformen des Lehrens und Lernens, 
• Forschung sowie 
• Modell und Projekte in der Weiterbildung 
behandelt werden. 
Im Gegensatz zur Loseblattsammlung, die sich in ihrer Differenziertheit vor 
allem an den in der Weiterbildungspraxis Erfahrenen richtet, ist dieses Stu­
dienbuch eine erste Auskunftsquelle, die Überblicks- und Orientie­
rungswissen vermittelt und somit den Einstieg in die Weiterbildungspraxis 
erleichtert. 
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Von der Geschichte zur Politik der Weiterbildung 
- Zeit 1970 bis heute -

Helmut Keim 

Inhaltsübersicht 

1. Wandel der Weiterbildungsstrukturen 
1.1 Strukturwandel 
1.2 Globalisierung 
1.3 Politisch-ökonomischer Systemwandel 
2. Wandel des Politikverständnisses in der Weiterbildung 
3. Bildungspolitik 
3.1 Konzertierte Aktion Weiterbildung 
3.2 Bundestags-Enquetekommission 
4. Ordnungspolitik und Weiterbildung 
5. Qualitätssicherungspolitik in der Weiterbildung 
5.1 Entwicklung der Qualitätssicherung 
5.2 Zertifizierungsinstitutionen, Gütegemeinschaften und Gütesiegelverbände 
5.3 Die ordnungspolitische Dimension der Qualitätssicherung 

1. Wandel der Weiterbildungstrukturen 

Seit dem politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Neubeginn und dem Wiederaufbau der Erwachsenenbildung in Deutschland nach 1945 hat sich nicht nur ein struktureller Wandel aller gesellschaftlichen und pri vaten Le­bensbereiche vollzogen, sondern sich auch die Struktur der Erwachsenen­bildung verändert. Nach zwölf Jahren nationalsozialistischer Gewaltherr­schaft gab es ernsthafte Bestrebungen, in der Nachkriegszeit an die Weimarer Tradition der Erwachsenenbildung anzuknüpfen. In den folgenden Jahren wurde die Entwicklung in beiden deutschen Staaten durch die unter­schiedlichen politisch-wirtschaftlichen Ordnungssysteme geprägt. Während sich die Erwachsenenbildung in der Bundesrepublik Deutschland in ihrer pluralen Grundstruktur frei entfalten konnte, wurde sie in der Deutschen Demokratischen Republik zum politisch-ideologischen Vollzugsinstrument des sozialistischen Herrschaftsapparats .  
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Helmut Keim 
Nach der traditionsorientierten Nachkriegsphase einer plural verfaßten, von den Grundprinzipien Autonomie und Neutralität getragenen »freien« Er­wachsenenbildung, die beruflich verwertbare und weltanschauliche, ge­bundene Erwachsenenbildung deklassifizierte, vollzog sich in den sechziger Jahren die »realistische Wende« der Erwachsenenbildung, bestimmt durch ihre Zuwendung zu den »objekti ven Bildungsbedürfnissen«, d. h. den » An­sprüchen von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft«, dem erklärten Funktions­auftrag: » Berufshilfe, Lebenshilfe, Freizeithilfe«. ( KNOLL) In seiner retrospektiven Analyse der Zielsetzungen in Volksbildung, Er­wachsenenbildung und Weiterbildung konstatiert WERNER LENZ einen Wan­del vom Allgemeinen zum Pragmatischen, D1ECKMANN vom bildungsidealisti­schen zum sozialwissenschaftlichen Ansatz der Erwachsenenbildung bzw. von bildungsbürgerlichen bzw. bildungsideologischen Ansätzen zum technokrati­schen oder systembezogenen Ansatz. Gegenüber der Feststellung von WERNER LENZ Ende der siebziger Jahre, der Erwachsenenbildung fehle eine gesamtgesellschaftlich anerkannte Funktion, wie sie der Schul- und Universitätsausbildung zukommt, hat sich in den acht­ziger Jahren eine starke Wende zur politischen, wirtschaftlichen und gesell­schaftlichen Akzeptanz bzw. Rele vanz der Weiterbildung vollzogen. Voll­zogen hat sich ein Wandel im Selbst verständnis der Erwachsenenbildung von einem geistes- und kulturgeschichtlichen Humanum (Persönlichkeitsbild), von einer » volkbildenden Volksbildung«, von einer aufklärerischen, idealisti­schen Tradition geistiger Freiheit und Emanzipation, zu einem politischen Handlungs- und Steuerungsinstrument der Arbeitsmarkt- und Berufsstruk­turen und einem betriebswirtschaftlichen-rechenbaren In vestitionsfaktor. Wie immer die weiteren Entwicklungsphasen der Erwachsenenbildung durch »Wendemarken« wie » Kulturelle Wende«, » von der kulturellen zur Informa­tionstechnischen Bildung«, » Internationalisierung« oder » Verrechtlichung« ( KNOLL) bezeichnet werden mögen, hat in den sechziger und siebziger Jahren innerhalb der Erwachsenenbildung die berufliche und betriebliche Weiter­bildung einen immer breiteren Raum eingenommen. Mit der Verabschiedung des Arbeitsförderungsgesetzes im Jahre 1969 begann sich eine arbeitsmarktorientierte Wende abzuzeichnen, die von der Dis­kussion und Rechtsfundamentierung des Bildungsurlaubs überlagert wurde. Hinter dem interessenpolitischen Streit um den Bildungsurlaub, bei dem es um entlohnte Freistellung für berufliche bzw. allgemeine, kulturelle und poli­tische Bildungszwecke zu Lasten des Arbeitgebers ging, vollzog sich Ende der achtziger Jahre eine Akzentuierung in der tarifpolitischen Absicherung be­ruflicher Fortbildung. Mit der arbeitsmarktpolitischen Wende der Weiterbildung durch den Start einer groß angelegten Qualifizierungsoffensive Mitte der achtziger Jahre und der tarifpolitischen Wende der Weiterbildung Mitte bis Ende der achtziger Jahre erfolgte eine Akzentuierung der Weiterbildung im Hinblick auf eine 
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Von der Geschichte zur Politik der Weiterbildung_ 
beruflich verwertbare und beschäftigungsintegrative Fortbildung. Die ar­beitsmarktpolitische Weiterbildung wurde in ihrer Ausrichtung auf Arbeits­lose, An- und Ungelernte zur sozialpolitisch orientierten berufsbezogenen Arbeitnehmerqualifizierung. Während sich die arbeitsmarktorientierte Wei­terbildung in ihrer Förderpolitik immer stärker auf die sozial- und qualifika­tionsschichtenspezifischen Zielgruppen der An- und Ungelernten sowie den Arbeitslosen bzw. von Arbeitslosigkeit betroffenen Arbeitnehmern zu­wandte, ging es in der tarifpolitischen Weiterbildung vorrangig um eine qua­lifikatorische Ausstattung und Absicherung der beschäftigten Arbeitnehmer gegenüber technischen Neuerungen. Im Zusammenhang der arbeitsmarkt­politischen Arbeitszeitverkürzung wurde die Weiterbildung zum Feld der verteilungs- und mitbestimmungspolitischen Auseinandersetzung. Mit der arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitisch orientierten Weiterbildung vollzog sich eine sozialpolitische Wende mit einer klaren soziologisch ausgeprägten Zuordnung zu den sozial gefährdeten Schichten der Gesellschaft (Ziel­gruppenorientierung). In der sozialgeschichtlichen Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland, gekennzeichnet durch ein steigendes Maß an sozialer Sicherung des Arbeit­nehmers, vollzog sich in den neunziger Jahren eine qualifikatorische Wende. Bildung bzw. Qualifikation wurde zum sozialschichtenspezifischen Merkmal der Gesellschaft. In einer vom Strukturwandel geprägten Gesellschaft wird Weiterbildung zur »sozialen Frage« der Jahrtausendwende. Bildung wird in der Neuzeit nicht mehr als isolierter Prozeß, sondern in enger Verknüpfung mit anderen Politikbereichen begriffen, beispielsweise mit ar­beitsmarktpolitischen und beschäftigungsintegrativen Maßnahmen. Inner­halb der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik wird Qualifikation zum dominierenden politischen Aktionsinstrument. In der Tarifpolitik wird Wei­terbildung neben Einkommenssicherung, Verbesserung der Arbeitsbedin­gungen, Ausweitung der Freizeit zum neuen vorrangigen verteilungs- un d mitbestimmungspolitischen Instrument der Gewerkschaften. Trotz der unter­schie dlichen Ansät ze der arbeitsmarkt- un d tarifpolitischen Wende der Wei­terbildung liegt ihre Gemeinsamkeit in der Orientierung am gesellschaft­lichen Strukturwandel. Seit Beginn der neunziger Jahre rückten Qualitätssicherung und Qualitäts­management als Ziele einer umgreifenden Qualitätspolitik in den Mittelpunkt der Weiterbildungsdiskussion und -bestrebungen, zunächst im Bereich der beruflichen und betrieblichen Weiterbildung. Qualifizierte Mitarbeiter sind das Inno vations- und Erfolgspotential der Zukunft. Kundenorientierung und Qualitätssicherung sind zu neuen Leitmaximen der beruflichen Weiterbildung geworden. Nachdem die meisten Unternehmen nach I S O- Standards produ­zieren, hat die I S O-Welle auch den beruflichen Weiterbildungsbereich erfaßt. Die Weiterbildungspraxis wird derzeit durch die Einführung von Qualitäts­managementsystemen und Zertifizierungsmaßnahmen nach den I S O-Normen 
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Helmut Keim 
bestimmt. Inzwischen hat sich die Qualitätsdiskussion auf das gesamte Wei­terbildungssystem ausgebreitet und alle Bereiche der Weiterbildung -die be­rufliche, allgemeine und politische Weiterbildung -erfaßt. Entwickelt hat sich ein Wettbewerb der Qualitätsmanagementsysteme und -institutionen. I S O­P L U S  als Qualitätsmanagementsystem, das inhaltliche Standards, das spezi­fische Trägerprofil und die Wertorientierung mit einbezieht, wurde seit Mitte der neunziger Jahre zur neuen Formel der Qualitätsdiskussion. Zu den zentralen, die Weiterbildung der Neuzeit beherrschenden Tat­beständen bzw. Problemfeldern, gehören neben einer Vielzahl von Faktoren - der umfassende gesellschaftliche Strukturwandel - die Globalisierung bzw. Internationalisierung - und der wirtschaftlich-politische Systemwechsel. 
1.1 Strukturwandel 

In Zeiten des Umbruchs fällt der Weiterbildung die Funktion der Inno vation und Kompensation als Instrument der positi ven Gestaltung und Beschleuni­gung des Strukturwandels zu. Zu den fundamentalen Erkenntnissen aus dem Strukturwandel, die zur Aufwertung der Weiterbildung gegenüber anderen Bildungssektoren führten, gehört, daß sich Wissen, Gelerntes rasch als über­holt erweist und lebenslanges, lebensbegleitendes Lernen zum konstituti ven Merkmal einer im strukturellen Wandel sich befindlichen Gesellschaft wird. Veränderungsmanagement wird zu einer Kernaufgabe der Weiterbildung. Dies bedeutet nicht nur eine Aufwertung der Weiterbildung gegenüber den anderen Bildungssektoren, sondern die Neugestaltung der inhaltlichen und sozialen Beziehungsstrukturen . 
1.2 Globalisierung 

Während der Strukturwandel sich zum beherrschenden Thema der Weiter­bildung herauskristallisierte, fand die Internationalisierung der Märkte, der Technik, Freizeit etc. zunächst geringen Niederschlag in einer Internatio­nalisierung der Weiterbildung. Mit dem Prozeß der Internationalisierung in Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur, Freizeit und Tourismus erfährt auch der Bildungssektor und dabei die Weiterbildung, eine zunehmend deutlichere internationale Akzentsetzung. Der ökonomisch sich verschärfende Wett­bewerb und die interkulturelle, politische Verständigung werden zu einer großen Herausforderung für die Weiterbildung und damit zu einer vordring­lichen Bildungsaufgabe. Sie bezieht sich sowohl auf die ökonomische als auch auf die allgemeine und politische Weiterbildungsfunktion. So sind der euro­päische Binnenmarkt und die europäische Integration Gegenstand be­ruflicher, allgemeiner, kultureller und politischer Weiterbildung. Politische 
4 



Von der Geschichte zur Politik der Weiterbildung_ 

Bewußtseinsbildung, sprachliche, auslandskundliche und fachspezifische 
Weiterbildung sind unerläßliche Voraussetzungen für die Bildung einer wirt­
schaftlichen, politischen Union Europas. 
Die Enquentekommission Bildung 2000 gelangte in ihrem Schlußbericht zu 
der Feststellung, daß sich der Qualifizierungsbedarf aufgrund des technischen 
Wandels und der Erfordernisse des Weltmarktes weiter zunehmen wird, wo­
von alle Qualifikationsstufen betroffen sein werden. 

1.3 Politisch-ökonomischer Systemwandel 

Revolutionärer Systemwandel und verhinderter Strukturwandel erforderten 
mit Beginn der neunziger Jahre eine umfassende Weiterbildung, die weit über 
die berufliche Qualifizierung hinausgeht. Der mit dem Oktober 1989 einge­
leitete politische und wirtschaftliche Systemwechsel, der gesellschaftliche 
Umgestaltungsprozeß, die Veränderung der Beschäftigungs- und Berufsstruk­
turen sowie die technische Modernisierung und organisatorische, soziale 
Veränderung der Gesellschaft stellt die Weiterbildung vor große Heraus­
forderungen. 
Strukturwandel und Qualifizierung sind begleitet von Unsicherheiten, Un­
wägbarkeiten und unbekannten Zukunftsfaktoren. Weiterbildung in der ehe­
maligen DDR mußte sich in ihrem Selbst- und Aufgabenverständnis lösen von 
der ideologischen Instrumentalisierung zur Sicherung eines politischen Herr­
schaftsapparates. Mit verändertem Selbstverständnis und in völliger Neu­
orientierung hatte die Weiterbildung in der ehemaligen DDR ein breites und 
zugleich vielschichtiges Aufgabenspektrum im »Zeitraffertempo« zu be­
wältigen. 
Zu zentralen Kern- und Aufgabenbereichen der Erwachsenenbildung wurden 
- der politische Systemwandel als sensible Aufgabe der politischen Er­

wachsenenbildung 
- der wirtschaftliche Systemwandel als ordnungs- bzw. gesellschafts-, wirt­

schafts- und umweltpolitische Weiterbildungsaufgabe, 
- der wirtschaftlich-technische Strukturwandel mit wachsender Technisie­

rung, Veränderung des Arbeitsmarktes, des Beschäftigungssystems, der 
Berufsstrukturen und Arbeitsanforderung als zentrale Aufgabe der beruf­
lichen Qualifikation bzw. Qualifikationsanpassung sowie eine kulturelle 
und personale Neuorientierung. 

Für die Neustrukturierung des Weiterbildungssystems in der ehemaligen 
DDR und einer Angleichung der Weiterbildung in beiden Teilen Deutsch­
lands hat der damalige Bundesbildungsminister MöLLEMANN bei einem Wei­
terbildungskongreß im Frühjahr 1 990 in Berlin-Ost ein Sieben-Punkte-Pro­
gramm vorgelegt, das politische Markierungspunkte auf dem Wege des Aus-

5 



Erwachsenenbildung als Dienstleistung 

Erhard Schlutz 

Organisation und Management, ursprünglich Domänen der Betriebswirt­schaft, werden zunehmend zu Gegenständen nicht nur des praktischen Han­delns von Erwachsenenbildnern, sondern auch des professionellen Diskurses und Reformwillens. Dabei stellt sich die ( oft strittige) Frage, wie zwischen den unterschiedlichen Anforderungen und Wertigkeiten von Pädagogik und Be­triebswirtschaft zu vermitteln ist. Diese Frage betrifft besonders die Ein­richtungen und Initiativen der offen zugänglichen Erwachsenenbildung, von denen nicht wenige unter einer zusätzlichen Spannung, der von Auftrag und Markt, zu arbeiten haben. Der Begriff »Erwachsenenbildung« in der Über­schrift soll anzeigen, daß es in diesem Beitrag um Voraussetzungen und Überlegungen zu Organisation und Management solcher Institutionen, Be­triebe, Projekte, Initiativen geht, die sich deutlich vom Typus der innerbe­trieblichen und innerorganisatorischen » Weiterbildung« unterscheiden: Ihre Angebote sind nicht Betriebsangehörigen oder Mitarbeitern vorbehalten, sondern offen zugänglich, werden auf einem »Markt« der Bildungsnachfrage angeboten - wobei der Grad der marktwirtschaftlichen Orientierung im streng ökonomischen Sinne unterschiedlich sein kann. Damit unterscheiden sie sich von »geschlossenen« Weiterbildungsunternehmungen deutlich in der Ziel-Bedarfs-Spannung, im Nachfragetyp und damit durch besondere Orga­nisations- und Marketingaufgaben. 
Inhaltsübersicht 

l .  »Pädagogik versus Verwaltung?« - zum heutigen Diskussionsstand 
2. Dienstleistung »Bildung«? 
2.1 Zur Charakteristik von Dienstleistungen 
2.2 Zu Besonderheiten der Erwachsenenbildung 
3. »Teilnehmerorientierung« als Dienstleistungsprinzip? 
4. Aufgaben der Bildungsorganisation 
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Erwachsenenbildung als Dienstleistung 

1. »Pädagogik versus Verwaltung«? - zum heutigen Diskussionsstand 

Im Hinblick auf Bildung von den Notwendigkeiten der Organisation, von 
Management oder gar Marketing zu reden, hat zumindest in Deutschland 
keine lange Tradition. 
Dies mag im Hinblick auf die Schule noch verständlich erscheinen. Zwar 
müssen auch Lehrer zunehmend außerunterrichtliche Tätigkeiten über­
nehmen, die sie als lästige »Verwaltungsarbeit« ansehen. Als pädagogische 
Aktivität gilt bei Lehrern aber nur die unmittelbare Begegnung zwischen 
Lehrenden, Lernenden und Bildungsgegenstand. Und diese Haltung wurde 
auch durch die Verfassung des Schulbereichs gefördert. Als Pflichtaufgabe des 
Staates erscheint die Existenz von Schulen selbstverständlich; der hohe In­
stitutionalisierungsgrad des Schulsystems und die dadurch ermöglichte Ar­
beitsteilung, vor allem aber der hohe Festlegungsgrad von Lehrplänen, Jahr­
gangsklassen und Stundentafeln trugen dazu bei, daß Lehrern lange Zeit fast 
verborgen bleiben konnte, welch hoher Organisationsaufwand betrieben 
werden muß, damit Lehrtätigkeit ermöglicht wird und als unmittelbar zwi­
schenmenschliches Verhalten erscheinen kann. 
Anders in der Erwachsenen- und Weiterbildung: Deren Institutionen haben 
ihre organisatorischen Gerüste und Mechanismen nie so weitgehend verdek­
ken können. Einerseits war ihre politische, juristische und finanzielle Ab­
sicherung immer so wenig selbstverständlich, daß es allein organisatorischer 
Anstrengungen bedurfte, um die Voraussetzungen der Arbeit und die Be­
triebsfunktionen abzusichern. Andererseits ist insbesondere bei dem hier ge­
meinten Typus von offener Erwachsenenbildung und Kulturarbeit das Zu­
standekommen von Veranstaltungen und Lehr-Lern-Situationen so offen­
sichtlich abhängig von geeigneten organisatorischen Vorkehrungen und 
Aushandlungsprozessen, daß man diesen notgedrungen Aufmerksamkeit 
schenken muß. Oder besser: müßte. Denn beliebt war diese Blickrichtung 
auch in der Erwachsenenbildung bislang selten. 
Dabei ist sowohl die Profession der Erwachsenenbildner als auch die Wis­
senschaft von der Erwachsenen- und Weiterbildung infolge eines Schubs von 
Expansion und Institutionalisierung dieses Bildungsbereichs entstanden; Bil­
dungsplanung und -organisation wurde damit zum wesentlichen Tätig­
keitsmerkmal der sogenannten hauptberuflichen pädagogischen Mitarbeiter/ 
innen (HPM). Die damit verbundenen Aufgaben sind in der Praxis offen­
sichtlich auch nicht schlecht erledigt worden. 
In der wissenschaftlichen Arbeit wurden sie dagegen eher als Rand­
phänomene behandelt, die grundlegenden älteren und neueren Arbeiten sind 
im wesentlichen zwei Autoren zu verdanken (vgl. SENZKY 1974 und ScHÄFFTER 
u. A. 1987 und 1992) . Aber auch im berufsständischen Diskurs, etwa in Form 
von Fortbildungsthemen, wurden bis vor kurzem Organisation und Manage-
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Erhard Schlutz 

ment kaum explizit behandelt oder allenfalls als störende Konfliktlagen zwi­
schen »Pädagogik« und »Verwaltung«. Zugleich wurde allerdings die Klage, 
man käme wegen der Übermenge von Verwaltungs- und Organisationsarbeit 
nicht zum »Eigentlichen«, ein stehender Topos auch der Erwachsenenbil­
dungsarbeit. Außer auf psychologisch notwendige Entlastung kann diese Klage auf unterschiedliche Anlässe zurückgeführt werden: 
- auf allgemeine Arbeitsüberlastung infolge chronischen Personal- und 

Ressourcenmangels, 
auf das Gefühl einer zu geringen Effektivität der organisatorischen Arbeit 
infolge mangelnder Schulung oder institutioneller Störfaktoren, 

- auf Diffusität der Arbeit infolge ungeklärter Fragen von Kompetenz und 
Arbeitsteilung, von Aufbau- und Ablauforganisation, 
auf ein mehr oder weniger bewußtes Auseinanderklaffen zwischen Be­
rufsbild und Berufsalltag. 

WILTRUD G1ESEKE (1989) sieht im letzten und auch· im vorletzten Punkt den 
Hauptmangel der Berufsentwicklung: Das Organisatorische werde nicht als pädagogisches Handeln verstanden und damit nicht in das eigene Berufsbild 
integriert. Ein Symptom sei es, daß sich für das notwendige Ineinandergreifen 
von sogenannten organisatorischen und eher pädagogischen Maßnahmen bei 
der Weiterbildungsplanung noch kein gemeinsamer Begriff herausgebildet 
habe. WILTRUD GIESEKE führt dieses Defizit auf das Fehlen eines gemein­
samen Studiums, etwa der Erziehungswissenschaft, zurück. 
Allerdings hat auch die Erziehungswissenschaft bislang wenig dazu bei­
getragen, Organisationsaufgaben als Bestandteil pädagogischer Praxis zu 
verstehen und zu untersuchen. Angehende Lehrer erfahren zwar, daß sie 
ihren Unterricht vorbereitend »organisieren« müssen, und angehende Er­
wachsenenbildner, daß ein Programm zu konzeptionieren und zu »planen« 
ist. Aber wenn in der Berufspraxis »Organisation« hauptsächlich als Stö­
rung empfunden und thematisiert wird, dann wird dabei wohl kaum an Vor­
bereitung und Konzeptionierung gedacht, sondern es sind eher Management­
Aufgaben gemeint, wie die Ressourcengewinnung, und verwaltende Tätig­
keiten, wie die Absicherung und Umsetzung der Programmplanung durch 
mehr oder weniger routinisierte Verfahren. 
Das sind nun aber auch recht unterschiedliche Anforderungen, und so sehr 
eine theoretische und praktische Synthese auch zu wünschen wäre, so wird sie 
sich kaum durch Dominanz einer Sichtweise erzwingen lassen: 

Weder aus pädagogischer Sicht, indem man alle Aufgaben, auch die von 
Organisation und Management i.e.S., mit einem einzigen Begriff, etwa 
dem »didaktisches Handelns« (vgl. FLECHSIG/HALLER 1975), zu fassen 
versucht; 

- Noch aus betriebswirtschaftlicher Sicht, indem man alle Aufgaben, auch 
die der pädagogisch-kommunikativen Tätigkeit oder der fachlich-didakti-
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sehen Konzeptionierung, dem Begriff des »Bildungsmanagements« zuzu­
schlagen versucht (so MERK 1992). 

Diese Versuche werden einerseits nicht der Spezifik der unterschiedlichen 
Anforderungen gerecht, verdecken andererseits grundlegende Zielkonflikte 
einer j eden Institution. Da geht es z. B. um Institutionserhalt versus Zieltreue, 
um Wirtschaftlichkeit versus Bildungsmaßgaben usw. 
Solche Konflikte scheinen sich heute zu verstärken und zu einer radikalen 
Trendumkehr im Hinblick auf das bisher eher geringe Interesse an Fragen von 
Organisation und Management zu führen. Wie in den Nachbarfeldern (So­
zialarbeit, Kultur) wächst auch in der Erwachsenenbildung das Interesse an 
Bildungsorganisation und betriebswirtschaftlichem know how rapide. Das 
Nachlassen der öffentlichen Aufmerksamkeit, geringere oder selektivere 
Förderung und zunehmende Konkurrenz verlangen den Institutionen und In­
itiativen mehr Steuerungskapazitäten, Beweglichkeit, Wirtschaftlichkeit und 
nachweisbare Wirksamkeit ab. Dies betrifft nicht allein das Leitungs- und 
Verwaltungspersonal oder die Mitarbeiter kleiner, wenig arbeitsteilig ver­
fahrender Einrichtungen, sondern auch spezialisiertere Fachbereichsleiter: 
sei es daß im Zuge von Organisationsentwicklung andere innerbetriebliche 
Kooperationen und Aufgabendurchmischungen enststehen, sei es daß bishe­
rige Leitungsaufgaben weiter delegiert werden, wie etwa die Verantwortung 
für ein eigenes Budget. 
Immer mehr Fachzeitschriften und Fortbildungsveranstaltungen themati­
sieren solche Fragen, und es häufen sich die Statements dazu, was man schon 
immer in dieser Hinsicht getan hat oder wie man in Zukunft sich nachhaltiger 
um diese Aufgaben kümmern wird. Bücher und Sammelbände werden eilig 
zusammengestellt oder enthalten sogar bereits durchdachte Reflexionen und 
Anregungen (für unseren Bereich etwa: Landesinstitut 1991 ,  MEISEL 1996). 
Im Hinblick auf die notwendige erwachsenenpädagogische Professionalität 
erscheint diese neuere Entwicklung ebenfalls als zwiespältig. Und ebenso zwiespältig scheinen sich auch die Praktiker zu verhalten. Zwar gibt es einige, 
die im Praktizieren neuer Steuerungsmodelle und selbständigerem Ressour­
cenumgang schon neue Spielräume zur Realisierung ihrer pädagogischen 
Vorstellungen oder zur verstärkten Teilnehmerorientierung entdecken. Häu­
figer scheint aber eine Polarisierung die Folge zwischen der stärker werden­
den Gruppe der »Trendsetter«, die völlig auf Management und Marketing 
setzen, und denj enigen, die auf der Unvereinbarkeit von Bildung und Markt, 
Pädagogik und Management beharren. Dabei droht - im Extremfall - auf der 
einen Seite Organisationsentwicklung und betriebswirtschaftliches Denken 
zum Selbstzweck zu werden, auf der anderen Seite eine überhöhte Vorstellung 
davon gepflegt zu werden, was Weiterbildung in Institutionen und mittels or­
ganisierten Lernens leisten kann. Deshalb gilt es, zwischen betriebswirt­
schaftlichen und pädagogischen Perspektiven zu vermitteln. 
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Organisation und Management in der beruflichen 
Weiterbildung 

Wolfgang Petzold 

Der Beitrag skizziert anhand einiger Rahmendaten wesentliche Elemente 
und Funktionen des Marktes für berufliche Weiterbildung in Deutschland. Im 
zweiten Teil werden Managementfunktionen für Einrichtungen der berufli­
chen Weiterbildung sowie Rollen und Funktionsverständnis der Markt­
akteure beschrieben. In Abschnitt 3 werden Ausführungen zu Manage­
mentleistungen im Hinblick auf Ablauf- und Aufbauorganisation in der be­
ruflichen Weiterbildung gemacht, während die beiden letzten Abschnitte auf 
das Thema Evaluierung und Perspektiven der beruflichen Weiterbildung ein­
gehen. 

Inhaltsübersicht 

1 .  Berufliche Weiterbildung: Rahmendaten zu einem Dienstleistungsmarkt 
2. Akteure in der beruflichen Weiterbildung 
3 . Managementleistungen in der beruflichen Weiterbildung 
4. Evaluierung in der beruflichen Weiterbildung 
5. Perspektiven 

1. Berufliche Weiterbildung: Rahmendaten zu einem 
Dienstleistungsmarkt 

Der Markt für Dienstleistungen der berufl ichen Weiterbildung ist in Deutschland durch Pluralität und Multifunktionalität gekennzeichnet. Histo­risch lassen verschiedene Phasen unterscheiden, die sich über bildungs­politische Ordnungskonzepte der 70er Jahre mit der Implementierung des Berufsbildungs- und des Arbeitsf örderungsgesetzes, den Ausbau betrieb­licher Weiterbildungsangebote vor dem Hintergrund struktureller und ar­beitsorganisatorischer Veränderungen in den 80er Jahren bis hin zur vereini­gungsbedingten Intensi vierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik in Ost­deutschland in den 90er Jahren verfolgen lassen und das heutige System, in 
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dem auch der Europäischen Union eine zunehmend wichtigere Rolle zu ­kommt, geprägt haben . Allgemein wird von einem Bedeutungszuwachs der berufl ichen Weiterb ildung ausgegangen : So gab 1997 jeder vierte Bundes ­bürger an , sich beruflich weiterzubilden. Das Institut der deutschen Wirt­schaft ( I W ) schätzt die Zahl der Arbeitnehmer, die sich jährlich im Betrieb weiterbilden, auf 1 1,2 Mio . An Maßnahmen der beruflichen Fortbildung und Umschulung , d ie d ie Bundesanstalt für Arbeit (BA )  f inanzierte, nahmen 1996 ca. 650 000 Personen teil. 

Kostenarten und Träger der beruflichen Weiterbildung 
in Deutschland (in Mrd. DM 1 995)* 

II Betriebliche Weiterbildung: 33,9 D Bundesanstalt für Arbeit: 1 4,6 

Kosten des 
Weiterbildungspersonals: 3,3 Sonstige: 5,3 

Lernen am 
Arbeitsplatz: 6,6 

Externe 
Lehrgänge: 7,5 

� Europäische Union: 2,5 

Eigene Darstellung nach Angaben IW. BA. EU 

Unterhaltsgelder: 9,9 

Maßnahmekosten: 4,8 

Bund, Länder, 
Gemeinden: 3,8 

Die finanziellen Aufwendungen für berufliche Weiterbildung sind beträcht­lich . Mit geschätzten 33,9 Mrd. D M  (IW: 1996) liegen die Auf wendungen der Betriebe mit Abstand am höchsten, gefolgt von Ausgaben der B A  für be ­rufliche Fortbildung und Umschulung in Höhe von ca. 15,5 Mrd. D M  (1996) und der Europäischen Union mit ca. 2,5 Mrd. D M  (1996) für Zahlungen aus dem Europäischen Sozialfonds an Bund und Länder. Uneinheitliche Angaben liegen für pri vate Aufwendungen und Mittel von Bund , Ländern und Ge­meinden vor : Alt et al.1 schätzen die Ausgaben von Ländern und Gemeinden auf 2,8 Mrd. D M  und pri vate Aufwendungen auf 5 Mrd. D M  (1990). Während 
ALT/SAUTER/T1LLMANN: Berufliche Weiterbildung in Deutschland. Strukturen und 
Entwicklungen, Berlin 1 994, S .  70ff. 
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das Bundesministerium für Bildung, Forschung und Technologie im Jahre 
1 997 ca. 800 Mio. DM für die Berufsbildung aufwandte, beliefen sich berufs­
bildungsbezogene Mittel des B undeswirtschaftsministeriums im gleichen Jahr 
auf ca. 560 Mio. DM. 
Im Bereich der Trägerstrukturen liegen damit die Unternehmern mit 44 % der 
Teilnahmefälle und 32 % des Weiterbildungsvolumens an der Spitze, wobei 
hier eindeutig Betriebe mit 5 00 und mehr Beschäftigten dominieren. Ver­
bände, private oder öffentliche Träger und Kammern folgen mit Anteilen zwi­
schen 5 und 1 0  %. Die Datenbank »Kurs Direkt« der Bundesanstalt für Arbeit 
verzeichnete 1 998 ca. 260 000 Angebote der beruflichen Weiterbildung. 
Die Formen, in denen berufliche Weiterbildung absolviert wird, variieren er­
heblich. Während bei Betrieben Lehrgänge, Informations- und Lehrveran­
staltungen von einigen Tagen Dauer die übliche Weiterbildungsform dar­
stellen und das selbstorganisierte Lernen am Arbeitsplatz stetig an Bedeutung 
zunimmt, finden sich bei den arbeitsamtsfinanzierten Maßnahmen, die in 
Vollzeitform angeboten werden, Lehrgänge von mehrmonatiger und Um­
schulungen von bis zu zweijähriger Dauer. Die typische Form der berufs­
begleitenden Weiterbildung, die außerhalb der Arbeitszeit stattfindet, ist der 
Kurs oder das Seminar, welches auch über längere Zeiträume in ver­
schiedenen Einheiten oder Modulen absolviert werden kann. Die Formen der 
beruflichen Weiterbildung unterliegen bei sich wandelnden Erwartungen und 
Methoden einem fortlaufenden Anpassungsdruck. Lernortverbünde, die An­
wendung multimedialer Techniken und neue Lehrmethoden führen zu grö­
ßerer Vielfalt und rückläufiger Bedeutung von eher klassischen Vermitt­
lungsformen. Dabei sind in den letzten Jahren Fragen des Qualitätsmanage­
ments immer stärker in den Vordergrund gerückt. 
Letztlich gehören zu den organisatorischen Rahmenbedingungen, unter de­
nen berufliche Weiterbildung konzipiert und angeboten wird, solche recht­
licher Art. Während beim Bund die Regelungskompetenz für die außer­schulische berufliche Weiterbildung l iegt, sind die Länder zuständig, wenn es 
um die Weiterbildung an Schulen, Fachhochschulen, Universitäten und den 
Erlaß von Landesgesetzen der Weiter- bzw. Erwachsenenbildung geht. Wäh­
rend auf Bundesseite über das Berufsbildungsgesetz und die Handwerks­
ordnung ca. 350 Ausbildungsberufe und ebensoviele Fortbildungsprofile ge­
regelt werden und in der Nachfolge des Arbeitsförderungsgesetzes seit An­
fang 1998 nun im Sozialgesetzbuch III (SGB III) Zugangsvoraussetzungen 
und Förderbedingungen der beruflichen Weiterbildung1 festgelegt wurden, 
setzen die Länder außer in Weiterbildungsgesetzen auch durch arbeitsmarkt­
politische Programme und entsprechende Richtlinien rechtliche Rahmen, in­
nerhalb dessen berufliche Weiterbildung stattfindet. 

1 s. §§ 77 -96, 1 53 - 1 59 SGB I I I .  
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2. Akteure in der beruflichen Weiterbildung 

Unter den beschriebenen Bedingungen kann berufliche Weiterbildung als ein 
Typ personenbezogener Dienstleistungen beschrieben werden, deren Zu­
standekommen marktförmigen Tauschbeziehungen unterliegt, die die be­
teiligten Akteure eingehen. Man kann auf einer allgemeinen Ebene drei 
Akteursgruppen unterscheiden, die auf regionalen oder sektoralen Märkten 
unterschiedlichen Einfluß ausüben: 
• Auftraggeber wie Unternehmen, Bundes-, Landes- und kommunale Be­

hörden; 
• Anbieter, die in der Regel als private Unternehmen, gemeinnützige Orga-

nisationen oder Einzelpersonen auftreten; 
• Nutzer, die als Teilnehmer vorhandene Angebote wahrnehmen. 
Auftraggeber handeln dabei unter budgetären, rechtlichen und büro­
kratischen Vorgaben, die vor dem Hintergrund des Fehlens eines verbrieften 
Rechtsanspruchs der potentiellen Nutzer Umfang und Qualität des betrieb­
lichen oder regionalen Angebots der Dienstleistung Weiterbildung be­
stimmen. Betriebe werden die Weiterbildungsangebote für ihre Beschäftigten 
an internen Faktoren wie Personalentwicklungskonzepten und externen Be­
dingungen wie Wettbewerbsfähigkeit orientieren und stets kostengünstige 
Lösungen suchen. Arbeitsämter müssen die Zweckmäßigkeit von Maßnah­
men unter Berücksichtigung von Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes 
prüfen und nehmen durch Kontrolle von Qualität und Kosten auf die in­
haltliche und organisatorische Gestaltung Einfluß. 
Anbieter beruflicher Weiterbildung halten sektor- und zielgruppenspezifische 
Angebote in Form von Programmen sowie räumliche und personelle Res­
sourcen vor. Bei der Durchführung der Bildungsangebote sind sie (quasi-) 
vertraglich sowohl an Auftraggeber wie an die Nutzer gebunden. Diese 
»doppelte« Kundschaft auf der Nachfrageseite, wie auch die sich ständig 
wandelnden sonstigen Marktbedingungen verursachen bei den Anbietern 
hohe »Informationskosten«, die sie über Spezialisierung, Vernetzung oder 
Betriebsgröße decken müssen. Da die Dienstleistung Weiterbildung nicht 
monopolisierbar, der Markt für neue Anbieter offen ist und Auftraggeber wie 
Nutzer aus Kostengründen Interesse an der Konkurrenz der Anbieter un­
tereinander haben, ist der Wettbewerb um Aufträge und Teilnehmer ein be­
sonderes Merkmal der Anbieterorganisationen. Sie werden daher versuchen, 
den Wettbewerbsdruck dadurch zu reduzieren, daß sie in erster Linie zu den 
Auftraggebern auf lokaler oder regionaler Ebene langfristige vertragliche 
oder tauschförmige Beziehungen eingehen. Diese Art der Orientierung, die 
bei verbandlichen oder kirchlichen Trägern Angebote und Organisation 
weitgehend bestimmen können, dürfte der Grund für eine starke Segmentie­
rung der Träger der beruflichen Weiterbildung sein. 
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Konzertierte Aktion Weiterbildung 

Joachim H. Knall 

Unbeschadet der Kompetenz, die den Bundesländern für die Gestaltung von Erwachsenenbildung/Weiterbildung zukommt, hat sich der Bund, vor allem über den seiner Kompetenz entsprechenden Zugang zur beruflichen Weiter­bildung zunehmend in Prozesse der Konzeptualisierung von Erwachsenen­bildung/Weiterbildung mit eigenen Beiträgen eingeschaltet. Das gilt be­sonders für die Erarbeitung des »Bildungsgesamtplanes« der Bund-Länder­Kommission und der damit vollzogenen Konkretisierung des »Strukturplans« des Deutschen Bildungsrates. Aber bereits der Strukturplan atmet, vor allem in jenen Passagen, die die Begrifflichkeit von Erwachsenenbildung in der Form von Weiterbildung neu fassen, Geist und Idee der Bildungspolitik des BMBW (Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft). Solchermaßen hat sich das BMBW frühzeitig am bildungspolitisch-konzeptionellen Ge­spräch der institutionalisierten Erwachsenenbildung beteiligt. Das alles blieb einer breiteren Öffentlichkeit weithin unbekannt, und erst Initiativen des BMBW während der 80er Jahre haben, auch über die pädagogische Öffent­lichkeit hinaus, Beachtung gefunden. 
Inhaltsübersicht 

1. Das bildungspolitische Umfeld 
2. Bildungpolitische Argumente für eine konzertierte Aktion im pluralen System 

von Erwachsenenbildung/Weiterbildung 
3 .  Intensitätsphasen der »öffentlichen« Diskussion 
4. Publizistische Erkundungen und Ergebnisse 
5. KAW zwischen Wissenschaft und Praxis 
6. Peripetien und verbandliche Kooperation 
7. Ein erste Zwischenbilanz 
8. Alte Konzeptionen - neue Konzeption 
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1. Das bildungspolitische Umfeld 

An dieser Stelle muß kurz auf die »Thesen zur Weiterbildung« (1984) des 
BMBW eingegangen werden, sie weisen auf die »Konzertierte Aktion Wei­
terbildung« vor. Der Hinweis auf diese beiden Aktionen sollte den B lick j e­
doch nicht auf j ene Initiativen verstellen, die zuvor schon vom BMBW aus­
gegangen waren. Im Jahre 1988 formuliert Axel Vulpius rückblickend: »Schon 
in den zurückliegenden knapp 20 Jahren hatte der j eweils amtierende B un­
desminister Versuche unternommen, die Weiterbildung verstärkt in die B il­
dungsdiskussion einzubringen, flankierende Konzepte zu entwickeln, For­
schungsvorhaben und Modellversuche zu fördern. Und es ist sicherlich nicht 
zuviel behauptet, wenn man feststellt, daß die Aufwärtsentwicklung der Wei­
terbildung in der Bundesrepublik zu einem nicht unerheblichen Teil auch 
diesen Aktivitäten zu verdanken ist.« Wir können diesen Leistungshinweis 
mit der eigenen Erfahrung attestieren: So ist die im Rahmen der Professio­
nalisierungsdiskussion von meinen Mitarbeitern und mir durchgeführte Un­
tersuchung über den Qualifizierungsbedarf nebenamtlich in der Er­
wachsenenbildung Tätiger erst durch eine Forschungsförderung des BMBW 
ermöglicht worden. 
Nach den »Thesen zum Hochschulwesen«, die sich in der öffentlichen Dis­
kussion merkwürdigerweise auf die gedachte Zweigliedrigkeit des Hoch­
schulwesens - u. a. durch berufsqualifizierende und akademisch qualifizie­
rende Studiengänge - und die Regelstudienzeit angesichts der sich zeitlich 
zunehmend ausdehnenden Studiendauer reduzierten, hat dann das BMBW, 
wesentlich befördert durch die damals verantwortliche Ministerin D. WILMS, 
1984 »Thesen zur Weiterbildung« veröffentlicht. Diese Thesen lagen nicht nur 
zeitgleich, sondern auch weithin inhaltlich gleichauf mit einem Gutachten für 
das Kultusministerium des Landes Baden-Württemberg aus dem gleichen 
Jahr. An dieser Stelle soll nur deutlich gemacht werden, daß sich nunmehr das 
BMBW nachdrücklich und durchaus positionell für die Weiterbildung »stark« 
machte, wobei es wesentlich darum ging, die Grundprinzipien von Pluralität 
und Subsidiarität ebenso festzuschreiben wie dem Gedanken des Wettbe­
werbs auf den Weiterbildungs-»Märkten« Ausdruck zu geben. Die Thesen ha­
ben die informationstechnische Wende in der Erwachsenenbildung auch von 
den Inhalten her begleitet; flankierende, z. T. auch finanzielle Förderungs­
maßnahmen haben die Durchsetzung in den Veranstaltungsprogrammen un­
terstützt. Im Zusammenhang mit den »Thesen« wird zudem eine Diskussion 
über Allgemeinbildung in Gang gebracht, die vor allem, ausgehend von 
Schlüsselqualifikationen, die Inhalte der Allgemeinbildung eher an informa­
tionstechnischen Kenntnissen und Erfordernissen ausrichtete. Die »Thesen« 
haben in der Öffentlichkeit eigentlich nur eine vergleichsweise unauffällige 
Diskussion ausgelöst, die sich zudem auf Nebenschauplätze verlagerte, so 
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e twa auf den Wei terbildungsauf trag der Univers itä ten als Pfl ichtaufgabe und dami t das Konze pt des Wei terbildenden S tudiums. An der S truk tur des Sy­s tems der We iterb ildung - bei den Inhal ten mag es anders sein - haben die » Thesen« n ich ts geänder t. W ie bisher ha t sich die Nachfrage auf den Wei ter­b ildungs- » Märkten« durch das Prinz ip der Kompe ten zattr ibu ie run g geregel t, das mein t, daß ein s tillschweigendes Ein vernehmen zwischen Anb ie tern und Teilnehmern an Wei terbildungsprozessen dar über bes teh t, zu wissen, wer was m it welcher Kompe tenz »am bes ten« f ür den jeweiligen Bedarf anbie ten kann ; der Teilnehmer such t d ie Verans tal tungen nach der vermu te ten Kom­pe tenz der Anb ie ter aus. D ieses Pr inzip funk tion ier te auch we ith in über ­zeugend, solange die Anb ie ter umr issene Angebo tsprofile einhiel ten und sich nich t ex tensi ver ausleg ten - e twa durch F örderprogramme oder Anreize im Bereich der informa tions technischen Bildung. F inanzielle Anreize vermögen solchermaßen die b isherige Kompe tenzzuschreibung aufzuheben. Ein derar tiges Sys tem kann sich nur dann rech tfer tigen, wenn nach M ögl ich­kei ten der Koopera tion und Koordina tion gesucht wird und solche M öglich­kei ten dann auch durchgese tz t wer den. Die » Konzer tier te Aktion« a l ler An­b ie ter wird berei ts im sogenann ten Picht- Gu tachten in den 60er Jahren vor­gedacht und finde t sich dann in den Passagen zur We iterb ildung im » S truk tur plan« des Deu tschen Bildungsra tes und im » Bildungsgesamtplan« der Bund- Länder-Kommission wieder. Der Wechsel in der Le itung des B M B W  hat auch andere Perspek tiven der Weiterbildungs poli tik auf Bundes­ebene m it sich gebrach t, indes fußen diese Pers pek tiven ebenfalls auf Plurali­tä t und Subsidiari tä t, sow ie auf dem marktgerechten Pr inzip der Kompe tenz­a ttribuierung, d ie allerd ings n ich t mehr f ür alle Zei t  als bindend erachte t w ird. Un ter Bundesmin is ter J üR GEN M öLLEMANN, von ihm vorges tell t und be­gr ünde t, w ird 1987 die » Konzer tier te Ak tion We iterb ildung« als Programm ausgegeben und alsbald in Ges prächsreal itä t umgese tz t. H ier nun ist  ein, die pädagog isch-b ildungs pol itische Öffen tlichkei t  überschre itendes Echo durch­aus vernehmbar geworden. Im Aus trag der Meinungen is t  allerdings das öf­fen tliche Miß vers tändnis nicht zu beseitigen gewesen, es solle am Ende der » Konzer tier ten Ak tion« ein vereinhei tlichtes und dam it eff izien teres Sys tem von Wei terbildung s tehen. Die » Konzer tier te Ak tion« soll te vielmehr sys temare Einzelakti vi tä ten sich t­bar und effek ti v  machen, wobei in Aussicht s tehende Finanzmi ttel des B M B W  wohl auch jene we itreichende Eu phorie der ers ten Ze it veranlaß t haben. Auch gab es Par tner, die sich im » Konzer t« e in Mehr an inhal tl icher » Kompe tenz«, auch Ausdehnung in zusä tzliche Aufgabenfelder versprechen moch ten , und zumal soll ten offenbar die b isherigen Grenzen oder Selbs t­vers tändnisse von beruflicher und soziokul tureller Bildung zumindes t  in­s titu tionell aufgeweicht werden. Das häng t  n ich t zule tz t dami t zusammen, daß die gegenwär tige Wei terbildungspoli tik den Bere ich beruflicher Bildung prä ­fer ier t  und in einer Rangreihe der Aufgabenfelder auf Pla tz 1 zu se tzen 
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sche int. D ie D ignität der We iterb ildungse inr ichtungen le itet s ich in unbe­dachter Se lbste inschätzung vermehrt aus dem Ausma ß an beruf lichen B il­d ungsangeboten ab. Der Be itr itt der neuen Bundesländer im Jahre 1990 und d ie davorl iegende kurze S panne e iner zunehmenden Demokrat is ierung der DDR haben d ie »Konzert ierte Akt ion We iterb ildung « in e ine deutsch-deutsche D imens ion verlängert und dabe i e ine zusätz liche Opt ik für d ie Rekonstrukt ion von We i­terb ildung in den neuen Ländern h inzugef ügt. V ieles ist gedankl ich und kon­zept ionell auch in den neuen Bundesländern durch d ie » Konzert ierte Akt ion« auf den Weg gebracht worden, und ind irekt hat s ie auch e ine K lärung der Selbstverständnisse e inze lner Anb ieter nahege legt. D ie Schwer iner Erk lä ­rung des Deutschen Vo lkshochschul- Verbandes ( Deutscher Vo lkshochschu l­Verband 1994) so llte v ie lle icht auch im Zusammenhang des Nachklangs der » Konzert ierten Akt ion« gesehen werden. Und gle ichze it ig g ilt : d ie » Konzert ierte Akt ion We iterb ildung « we ist der B il­dungs pol it ik n icht so sehr eine anregende oder le itende, sondern eher e ine koord in ierende Funkt ion zu. W iederholt lassen Äußerungen aus dem B MB W  e in Selbstverständnis aufscheinen, in dem d ie Ro lle des Min ister iums o ffenbar marg inal is iert wird. Fre il ich ist d ie » Konzert ierte Akt ion« heute der ö ffent lichen Me inung ent ­rückt, es wird über s ie kaum mehr gesprochen, manches ist inz wischen auch so selbstverständ lich ge worden - etwa veränderte B ildungs inhalte der We iter­b ildungse inr ichtungen in den neuen Ländern - , daß d ie nochmalige Er inne­rung redundant ersche inen würde. Aber g le ichze it ig vern immt man da und dort das ge linde Bedauern über vertane Chancen, E in vernehmen und Ko­operat ion in e inem pluralen System von We iterb ildung zu ermög lichen. E ine ge wisse Reser v ierthe it gegenüber e iner Fortsetzung oder W iederau fnahme der » Konzert ierten Akt ion« kann man zumal be i E inr ichtungen und Ver­bänden der betr iebl ich-berufl ichen B ildung erkennen. Dort scheint schon die Rüc ker innerun g eher ungel iebt zu se in ,  und d ie e igene S icherhe it wird aus de r kl aren Um grenzun g von »form al adu lt educ at ion« ab ge le itet. 
2. Bildungspolitische Argumente für eine konzertierte Aktion im 

pluralen System von Erwachsenenbildung/Weiterbildung 

Im Vorwege des nachfolgend noch bre iter auszuführenden Be fundes kann h ier schon gesagt werden, daß d ie pub liz ist ische Resonanz au f d ie be iden oben genannten An lässe in der Öffentl ichke it, auch in der pädagog ischen Teilö ffentl ichke it , untersch ied lich ge wesen ist. Recht besehen haben d ie »Thesen« d ie pädagog ische Te ilö ffent lichke it nur in beschränktem Umfang erre icht. 
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Arbeitsmarkt-, Tarif-, Fiskalpolitik und Weiterbildung 
Helmut Keim 
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2 .  Qualifizierungsoffensive im politischen, ökonomischen Systemwandel 
3. Tarifpolitik und Weiterbildung 
3. 1 Zur Situation und Entwicklung 
3.2 Tarifpolitische Positionen der Sozialpartner 

1. Arbeitsmarktpolitik und Weiterbildung 

Mit dem 1969 verabschiedeten, auf Wachstum, Förderung des Struk­
turwandels und Vermeidung nicht konjunktureller, sondern struktureller Ar­
beitslosigkeit als Folge des Strukturwandels angelegten Arbeitsförde­
rungsgesetzes, vollzog sich die arbeitsmarkt- und sozialpolitische Wende der 
Erwachsenenbildung in der Bundesrepublik. Kernaufgabe des Arbeits­
förderungsgesetzes war die Förderung der Berufsbildung mit dem besonderen 
Schwergewicht der beruflichen Fortbildung als Anpassungsfortbildung, Auf­
stiegsfortbildung und Umschulung. Der sozialpolitische Akzent lag auf der 
Abwendung und vorsorglichen Verhütung der Arbeitslosigkeit als soziales 
Schicksal problemgefährdeter sozialer Qualifikationsschichten wie der An­
und Ungelernten. Die arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitisch orientierte 
Weiterbildung trat damit in den Traditionszusammenhang einer sich vom 
Klassenkampf zur gesamtstaatlichen Sozialvorsorge wandelnden Arbeiter­
bildung. 
Das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) wurde zum entscheidenden Aktionsin­
strument für eine beschäftigungsorientierte Weiterbildung; die Ausrichtung 
der beruflichen Weiterbildung auf Arbeitsmarkt und Arbeitsplatz ­
anforderungen und die auf dem Arbeitsmarkt verwertbaren Qualifikationen 
zur neuen Leitorientierung. 1980 und 1985 wurden Konturen gezogen und 
1 Geschichte zur Politik der Weiterbildung - Zeit 1970 bis heute. abgedruckt unter 

1 .30. 70/1 ff. 
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Akzente gesetzt, die den weiteren Entwicklungsprozeß der beruflichen Wei­
terbildung markieren. 
Für eine effiziente zielorientierte arbeitsmarktpolitische Steuerung des 
Strukturwandels durch Weiterbildung wurde eine umfassende Arbeitsmarkt­
und Berufsforschung unerläßlich. Damit erwuchs ein neuer Zweig einer so­
zial- und arbeitsmarktorientierten Bildungsforschung, die sich mit sozio­
logischen Fragestellungen des Strukturwandels und des Bildungsprozesses 
beschäftigte. In der Folgezeit zeigten sich aufschlußreiche Erfahrungen über 
die Wirkung der arbeitsmarktpolitischen Steuerungsinstrumente in Zeiten 
konj unktureller und rezessiver Wirtschaftsentwicklung und deren Aus­
wirkungen auf die Beschäftigung. 
In einer wirtschaftlichen Aufschwungphase der Nachkriegszeit mit hohen 
jahresdurchschnittlichen Wachstumsraten, Zunahme der Beschäftigtenzahlen 
und niedrigen Arbeitslosenquoten von 5 % und 3 % ,  steigenden Arbeitsein­
kommen und kontinuierlichem Anstieg des Bruttosozialprodukts, in der 
durch hohe Beitragseinnahmen das soziale Sicherungssystem stabilisiert 
wurde, konnte die Wirkung des arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums 
nicht erprobt werden. HEINZ LAMPERT stellt zurückgreifend auf die Er ­
fahrungen mit der Bewältigung der ersten Rezession der Bundesrepublik 
1966/67 die beschäftigungspolitischen Linien zwischen dem 1967 verab­
schiedeten Gesetz zur Förderung der Stabilität und dem Wachstum der Wirt­
schaft sowie dem zwei Jahre später erlassenen Arbeitsförderungsgesetz her­
aus, die beide der keynesianischen Wirtschaftstheorie verhaftet waren. Die 
komplementären Gesetze - Stabilitätsgesetz und Arbeitsförderungsgesetz -
sollten einerseits durch eine stabilitätsorientierte Beschäftigungskonjunktur 
und Finanzpolitik das Beschäftigungsniveau sichern, andererseits die am 
Wachstumsziel orientierte Beschäftigungsstruktur fördern und die Anpas­
sungslasten des Strukturwandels sozial abfedern. 
Das Zielspektrum des AFG umfaßte die Beseitigung und Vermeidung der Arbeitslosigkeit, des Arbeitskräftemangels, der unterwertigen Beschäftigung 
der nachteiligen Folgen des Strukturwandels, die Verbesserung der berufli­
chen Mobilität und sektoralen Beschäftigungsstruktur sowie die Förderung 
der beruflichen Eingliederung sozial benachteiligter Arbeitnehmergruppen. 
Mit der 1973 beginnenden Rezession und der darauf 1 974/75 folgenden Mas­
senarbeitslosigkeit zeigte sich, daß das arbeitsmarktpolitische Instrumen­
tarium nicht ausreichend wirksam gegen Massenarbeitslosigkeit war. Die Er ­
fahrungen mit  der Anwendung des AFG in den folgenden Jahren, führten zur 
Erkenntnis der relativen Wirkung, und zwar, daß die Wirkung der Berufs­
bildungsförderung in Zeiten gesamtwirtschaftlicher Unterbeschäftigung ge­
ringer ist, als bei hoher Beschäftigung. 
In der Arbeitsmarktpolitik selbst hat sich in der Nachkriegszeit, Mitte der 
sechziger Jahre, eine Wende vollzogen, und zwar von einer aktiven Arbeits­
marktpolitik ohne Weiterbildung zu einer aktiven und prospektiven Arbeits-

63 



Helmut Keim 

marktpolitik, in der die Weiterbildung einen immer höheren Stellenwert ein­
nahm und in wachsendem Maße zum zentralen Steuerungsinstrument einer 
vorausschauenden Arbeitsmarktpolitik wurde. Die Teilnehmerentwicklung 
war durch eine wachsende Beteiligung gekennzeichnet. So haben 1980 bis 
1985 4,8 Mio. Erwerbstätige, 650 Tsd. mehr als in der Zeit von 1974-1979, an 
beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen teilgenommen. Die Teilnahmequote 
der Männer lag mit 25 % höher als bei Frauen mit 20 % . 
1985 wurde von der Bundesanstalt für Arbeit mit Unterstützung von Wirt­
schaft und Gewerkschaften eine Qualifizierungsoffensive mit der politischen 
Absicht gestartet, durch Qualifizierungsmaßnahmen den Arbeitslosen den 
Wiedereinstieg ins Berufsleben zu ermöglichen, und den von Arbeitslosigkeit 
bedrohten Arbeitnehmern den Erhalt des Arbeitsplatzes zu sichern. Ziel­
schwerpunkte dieser mit hohen Finanzmitteln ausgestatteten Qualifizie­
rungsoffensive waren berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung und 
betriebliche Einarbeitung. 
Die von der Arbeitsverwaltung geförderte Weiterbildung hat in den folgen­
den Jahren einen großen Aufschwung erlebt: 1987 ist die Zahl der Weiter­
bildungsteilnehmer auf nahezu 600 Tsd. angestiegen. Damit hat sich die Zahl 
der Teilnehmer seit 1982 verdoppelt. 
Zu den strukturellen Befunden der arbeitsmarktpolitischen Weiterbildung 
gehört die qualifikationsspezifische Arbeitslosigkeit. Die arbeitsmarktpolit­
ische Weiterbildung ist auf die Verbesserung der Beschäftigungschancen 
qualifikatorischer Problemgruppen des Arbeitsmarktes und die qualifikatori­
sche Überwindung der Arbeitslosigkeit ausgerichtet. Zum strukturellen Pro­
blemtatbestand gehören die wachsende Langzeitarbeitslosigkeit und die da­
mit verbundenen Schwierigkeiten der Vermittelbarkeit und qualifikatori­
schen Überwindung. 
Ein deutlicher Zusammenhang ergibt sich aus der finanziellen Förderungs­
leistung und Weiterbildungsteilnahme von Arbeitslosen, von Arbeitslosigkeit 
Betroffenen sowie An- und Ungelernten. Die finanzielle Absicherung der ar­
beitsmarktpolitischen Weiterbildung war gekennzeichnet durch einen konti­
nuierlichen Anstieg von 1980 mit knapp 2,5 Mrd. bis 1989 auf 6,4 Mrd. DM. 
Damit überstiegen die Weiterbildungsausgaben in den letzten Jahren die 
Ausgaben für berufliche Ausbildung. 
Mit der Einschränkung der finanziellen Leistungen durch die 8., aber insbes. 
die 9. Novelle des Arbeitsförderungsgesetzes, die am 1 .  1. 1989 in Kraft trat, 
führte zu einem starken Einbruch in der Weiterbildungsbeteiligung. Mit der 
Einsparung von 540 Mio. DM Etat der Bundesanstalt für Arbeit ging die Zahl 
der Teilnehmer an Fortbildung und Umschulung im Jahre 1989 um 100 000 
auf 489 000 zurück. Überstark geschrumpft ist auch der Teilnehmeranteil der 
Arbeitslosen von 1985 mit 66 % bis 1989 auf 57 % .  
Absicht dieser haushaltspolitisch bedingten Einsparungen war, die Förderung 
mit den vorhandenen Mitteln auf Arbeitslose und von Arbeitslosigkeit be-
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drohten ungelernten Beschäftigten, die beabsichtigen, einen Ausbildungsab­
schluß nachzuholen, zu konzentrieren. Dies bedeutet Mittelkonzentration auf 
die arbeitsmarktpolitisch gefährdetste Gesellschaftsschicht der Arbeitslosen, 
An- und U ngelernten. 
Ausgehend von dieser Situationsanalyse wurde eine Förderungspolitik für 
eine arbeitsmarktorientierte Weiterbildung gefordert, die im Interesse einer 
hohen Weiterbildungsteilnahme und einem qualitativ ausgereiften Weiter­
bildungsangebot der Weiterbildungsträger auf Qualität und Kontinuität an­
gelegt sein sollte. 
Zwei Qualifizierungsthesen beherrschten die Arbeitsmarktdiskussion der 
achtziger Jahre: 
- einmal, der Strukturwandel führt durch immer höhere Anforderungen des 

Beschäftigungssystems zur einer notwendigen und ständig steigenden 
Qualifizierung, 

- zum anderen, die Beschäftigungschancen verbessern sich mit steigender 
Qualifikation, und umgekehrt, die am wenigsten qualifizierten Arbeits­
kräfte, d. h. die An- und Ungelernten, sind am stärksten von Arbeits­
losigkeit betroffen. 

Aus der Analyse der Arbeitsmarkt- und Beteiligungsstatistiken an AFG ge­
förderten Maßnahmen zeigt sich in der Zeit von 1 980 bis 1989, daß der Verlauf 
der Weiterbildungsbeteiligung in engem Zusammenhang mit der Arbeits­
marktentwicklung und den finanziellen Förderungsleistungen steht. Die ar­
beitsmarktpolitischen Maßnahmen und die öffentliche Weiterbildungs­
mobilisierung zeigen Wirkungen im Hinblick auf eine steigende Weiterbil­
dungsbeteiligung. 
Mit dem am 1. Januar 1998 in Kraft getretenen »Arbeitsförderungs-Reform­
gesetz«, das als drittes Buch in das Sozialgesetzbuch (SGB III) integriert 
wurde, vollzog sich eine weitere Fokussierung auf die Weiterbildung als In­
strument einer aktiven Arbeitsmarktpolitik, die auf Strukturwandel und Ver­
änderung des Beschäftigungssystems, verbunden mit einem Wandel der Be­
rufsqualifikationen, ausgerichtet ist. Verwertbarkeit erworbener Qualifikatio­
nen und Bedürfnisse im Beschäftigungssystem rückten in den Vordergrund der 
Weiterbildungsförderung. Weiterbildung am Arbeitsplatz erwies sich als wirk ­
samste Form der Integration von Arbeitslosen ins Beschäftigungssystem. 
Darstellen lassen sich die veränderten Strukturen des neuen Reformgesetzes, 
jedoch lassen sich die Wirkungen, und zwar aufgrund der Kürze der Anwen­
dungszeit, noch nicht beurteilen. Anders als im alten AFG, in dem neben der 
»beruflichen Ausbildung«, die »berufliche Fortbildung« und die »berufliche 
Umschulung« sowie die institutionelle Förderung der beruflichen Bildung 
geregelt ist, sieht das Reformgesetz von 1998 keine berufliche U mschulung 
mehr vor. Geregelt im SGB III sind die Förderung der »beruflichen Aus­
bildung« und der »beruflichen Weiterbildung«. 
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Die indi viduelle (allgemeine und beru fliche ) Weiterbildung ( education per­manente , continuing , permanent oder further education ) -auch als vierte Säule des Bildungssystems 1 bezeichnet , für die es bis heute keine kompetente Infrastruktur (z. B .  Umfang des Personaleinsatzes [Art der Ausbildung, Frage der Professionalisierung schlechthin ] sowie unterschiedliche [ administrati ve, lokale , finanzielle , kulturelle, soziale, politische u .  dgl.] Rahmenbedingungen, nicht zuletzt das defizitär empfundene Fehlen angemessener didaktischer Konzepte für die außerschulische [Weiter- ]Bildungsarbeit gibt ) - ist ein per­manentes Erfordernis des gesellschaftlichen Wandels , einschließlich der mo­dernen Arbeitswelt und der damit verbundenen psycho-sozialen Verände­rungen der Menschen . Der Deutsche Bildungsrat 2 hat dies bereits in seinem » Strukturplan « ( 1970) erkannt und definiert : » Weiterbildung wird hier als Fortsetzung oder Wie­deraufnahme organisierten Lernens nach Abschluß einer unterschiedlich ausgedehnten ersten Bildungsphase bestimmt.« Dabei darf man sich heute die sog. Bildungsphasen nicht mehr, wie zur Zeit des Bildungsrates , als ein in sich geschlossenes Kontinuum vorstellen . Die Bildungs- und Berufsbiographie verläuft in vielen Fällen diskontinuierlich und kann auf den einzelnen Ebenen bausteinartig ergänzt werden. Dies ist Aufgabe der Weiterbildung (seinrichtun­gen ) in einem offenen , vernetzten System . Die Teilnahme daran ist i .  d .  R .  fre iwil lig un d se tzt den für se ine ge istige un d beru fliche En twicklung weit­gehend selbst verantwortlichen m ündi gen B ür ger vorau s (Subje kt- un d Ge­sellscha ftsorientierung ). Sie be zieht sich auf wissenschaftliche, politische , kulturelle , ökonomische , fremdsprachliche usw. Inhalte und dient in ihrer beruflichen Variante der Erhaltung , der Verbesserung bzw. dem Erwerb von Qualifikationsstandards u .  dgl. und erfolgt als all gemeine , Anpassungs- oder Aufstiegsweiterbildung ( Förderung der Chancengerechtigkeit ). Allgemeine und spezielle Weiterbildung sind komplementäre Teile eines integrierten Modells , das sich als zukunftsoptimistisches Modernisierungskonzept und Standortfaktor 3 versteht. Im weiteren Verständnis gehört Weiterbildung zur Erwachsenenbildung und soll zur Klärung der Unübersichtlichkeit der Umwelt - und Lebens­verhältnisse , von lebensweltlichen Problemen einzelner sowie der Aneignung und Einübung von allseits verwendbaren Schl üssel qualifikationen wie Ver-
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antwortungsbewußtsein, Denken in Zusammenhängen und Alternativen, Kooperations- und Kommunikationsfähigkeit usw. dienen, ferner zu Medien­kompetenz , Team fähigkeit, Probleml ösungskompetenz, Urteils- und Hand­lungsfähigkeit, adäquates Eingehen au f gesellscha ftliche Heraus forderungen, Wahrnehmung von Chancen und Interessen u. dgl . Ein terminologischer Unterschied - Weiterbildung sowohl als planmäßige wie als zweckfreie individuelle oder kollekti v organisierte Veranstaltung, Fort­bildung als beru fs ( feld)bezogene, organisierte Zweckbildung -wird o ft nicht beachtet. Geplante Weiterbildung im engeren Sinne erm öglichen die Weiter­bildungsgesetze der Bundesländer ( Bildungsurlaub) , wobei einige Länder die politische Bildung ( Frage der De finition) explizit mit einbeziehen ( vgl. Gd W ­Recht, Abteilung 3 für Bund und Länder). Allerdings macht nur eine Min­derheit von diesem seit den siebziger Jahren gemachten Angebot Gebrauch. Ein wichtige r Ausl öser war die Regierungserklärung von Bundeskanzler Brandt im Oktober 1969 mit der Bemerkung, daß »die Ein führung eines Bil­dungsurlaubs für eine wichtige Au fgabe « gehalten werde. Daran anschließend er fo lgte in den nächsten Jah ren -ebenso wie die e rsten Bi ldungsur ­laubsgesetze in sozialdemokratisch regierten Bundesländern - die Versuche einer bildungspolitischen Fundierung der Weiterbildung, u. a. - der » Strukturplan für das Bildungswesen« der Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates ( 1970), - der » Bildungsgesamtplan« der Bund-Länder-Kommission für Bildungs­planung ( 1973), - der »Mittelfristige Stu fenplan für das Bildungswesen bis zum Jahr 1978« der Bund -Länder- Kommission ( 1975), - der » Bericht über die strukturellen Probleme des föderativen Bildungs-systems « der Bundesregierung ( 1978). Diese Dokumente verweisen au f die Weiterbildung als eine öffentliche Au f­gabe , die in gesellscha ftlicher und pri vater Verantwortung wahrzunehmen ist. In den achtziger Jahren wurde die Weiterbildung angesichts des wirtscha ft­lichen Strukturwandels mit seinen Begleiterscheinungen hoher Arbeits­losigkeit und wachsenden Quali fikationsde fiziten besonders dringlich. Die informationstechnische Wende wurde in den »Thesen zur Weiterbildung« des Bundesministeriums für Bildung und Wissenscha ft ( Bonn 1985) eingeleitet. Vorausgegangen war das Gutachten » Weiterbildung, Herausforderung und Chance, Bericht der Kommission Weiterbildung« , erstellt i. A. der Landesre­gierung Baden- Württemberg ( Stuttgart 1984) 5 . Schließlich konstituierte sich 1987 die »Konzertierte Aktion Weiterbildung« (KAW) au f Initiati ve des Bundesministeriums für Bildung und Wissenscha ft. Ab 1990 nahm sie den Dialog mit Ostdeutschland au f und förderte den Trans formationsprozeß.6 Au f kultusministerieller Seite reagierte die Ständige Kon ferenz der Kultus­minister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland , der inzwischen auch die Ostländer angeh örten, angesichts der tie fgrei fenden gesellschaftlichen 
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und wirtschaftlichen Veränderungen mit ihrer (einstimmig verabschiedeten) 
»Dritten Empfehlung zur Weiterbildung« vom 1 . /2. Dezember 1994.7 Darin 
geht es um die Formulierung von vier Bereichen: 
1 .  Weiterbildung ist ein Teil des Bildungsbereichs und vorrangig im Angebot 

zur Persönlichkeitsentwicklung. 
2. Weiterbildung ist ein Bildungssektor, der eigenständig organisiert werden 

muß. 
Die Wirtschaft hat keine Alleinzuständigkeit für die berufliche Weiter­
bildung. 

3. Auf allen Ebenen ist eine Kooperation der Beteiligten erforderlich. 
4. Die Trennung von allgemeiner, beruflicher und politischer Weiterbildung 

soll überwunden werden. 
Die Beurteilung der Inhalte von Weiterbildungsmaßnahmen und -veranstal­
tungen ist kontrovers. Die Arbeitgeberseite vertritt das neokonservative 
Modell einer entpolitisierten Weiterbildung, indem sie von einem re­
duktionistischen, marktorientierten, instrumentellen, auf das ökonomische 
Verwertungsinteresse gerichteten Ansatz (»berufliche Qualifizierungs­
offensive« der Bundesanstalt für Arbeit) ausgeht. Die von den Unternehmern 
bezweifelte Verfassungskonformität politischer Bildung(selemente) im von 
ihnen zu finanzierenden Bildungsurlaub war Gegenstand einer 1988 abge­
wiesenen Verfassungsbeschwerde. Dagegen möchten Gewerkschaften, linke 
Parteien und fortschrittliche Wissenschaftler den Begriff der Weiterbildung 
auf emanzipatorische Ziele im gesamtgesellschaftlichen Bereich ausdehnen, 
z. B. auf die Behandlung von Mitbestimmungsfragen, von Streiks, von ge­
werkschaftlicher Gegenmacht, von sozialer (Unter-)Privilegierung, von poli­
tischen Grundsatzfragen, von Demokratisierung auf betrieblicher Ebene 
u. dgl. Insofern wird Weiterbildung als eine Form des thematisch uneinge­
schränkten Lifelong-learning verstanden. Sie erhält damit für den Teilnehmer 
Möglichkeiten personaler Selbstentfaltung (holistisches Verständnis vom 
Menschen als kulturelles und politisch-sozial bestimmtes Wesen) und last not 
least die für den Übergang von der Industriegesellschaft zur Dienstleistungs­
gesellschaft sowie zur sinnvollen Verwendung von Freizeit und der Bewälti­
gung der Pluralisierung der Lebensverhältnisse (z. B. politische Bildung; In­
terkulturalität) usw. unerläßlichen Qualifikationen. Sie können in Gänze als 
günstige Standortfaktoren im Global Village angesehen werden. Darüber 
hinaus hat Weiterbildung in Ostdeutschland zur demok�atischen Integration 
der Gesellschaft, zur Hilfe bei persönlicher Identifikationsfindung, zur Be­
seitigung von Ungleichheiten in den Lebenschancen u. dgl. , aber auch als be­
rufliche Anpassungs- und Erweiterungsfortbildung (nach dem Arbeits­
förderungsgesetz von 1969 und Novellen) beizutragen (präventiver und ku­
rativer Ansatz der Weiterbildung). 
Von dem zuletzt beschriebenen Ansatz wird Weiterbildung umfassend und im 
weiteren Sinne als politische Bildung verstanden, sofern Einzelmaßnahmen 
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nicht als streng berufliche Fortbildung konzipiert sind. Die politische Kom­
ponente trifft insbesondere zu auf die sog. Freien Träger in Gestalt von Ge­
werkschaftsschulen, politischen Akademien, Stiftungen der Parteien und 
Verbände, die Bundeszentrale und die Landeszentralen für politische Bil­
dung, teilweise auf entsprechende kirchliche Institutionen und auf Jugend­
häuser des Bundesjugendrings, weniger auf Volkshochschulen, Kurse und Se­
minare der Industrie- und Handelskammern und der Arbeitgeberverbände. 
Allen genannten Einrichtungen liegt jedoch die Auffassung zugrunde, daß 
eine gezielte, institutionalisierte schulische oder außerschulische politische 
Bildung die demokratische Verfaßtheit unseres Landes stärken könne. 
Das pluralistische Angebot bezieht sich auf 
- öffentliche und private, freie, gemeinnützige, kommerzielle und nicht­

kommerzielle Träger (z. B. Berufsverbände, Gewerkschaften, öffentlicher 
Dienst, Hochschulen, Kirchen, Volkshochschulen, Rundfunkanstalten, 
Bundeswehr, Bundesanstalt für Arbeit, sonstige Vereine und Verbände, 
private Anbieter), 

- traditionelle oder alternative Ansätze, Modelle, 
- allgemein- und/oder berufsbildende Zielsetzung, 
- offene oder gruppen(interessen)bezogene Orientierung, 
- fremdbestimmte oder eigengesteuerte Organisation des Auswahl-, Ar-

beits- und Lernprozesses, 
- lnterkulturalität und Internationalität (z. B. Erfordernis fremd-

sprachlicher und landeskundlicher Kenntnisse ) .8 

Offen ist die Frage der Zertifizierung und der öffentlichen Anerkennung der 
ausgewiesenen Lernleistungen. 
Die Europäische Union besitzt keine eindeutige Gemeinschaftszuständigkeit 
für Weiterbildung (nur im Rahmen von Umschulung und beruflicher Aus­
bildung [CEDEFOPJ .9 Weiterbildung ist für das Leben und Arbeiten in Eu­
ropa, für die Wahrnehmung der Unionsbürgerschaft desiderat und wird unter 
den Begriff der »europäischen Dimension« subsumiert. Um letzteres haben 
sich die Weiterbildungskonferenzen der Europäischen Union 1994 und 1995 
bemüht, konkretisiert in den verschiedenen Weiterbildungsprogrammen 1 0  

(z. B. Socrates); entsprechende Bemühungen werden vom Europarat 
( CCDC), der UNESCO und der OECD unternommen. 1 1  

Die Weiterbildung für Europa hat zwei Zielsetzungen: a) Zur Behauptung auf 
dem europäischen Arbeitsmarkt (1998: ca. 18 Mio. Arbeitslose in der EU), 
b) als ein Beitrag für ein friedliches und tolerantes Miteinander von Menschen 
unterschiedlicher Sprachen, Kulturen, Traditionen, sozialen Standards usw. 
Daher sollte die Weiterbildungspolitik die Kenntnis der Alltagskulturen fa­
vorisieren sowie die Werte eines Neuen Humanismus vermitteln: Frieden, 
Demokratie, soziale Gerechtigkeit, Toleranz, Erziehung zur Weltoffenheit 
u. dgl. Um Mobilität zu ermöglichen, spielt die Anerkennung der aus­
ländischen Diplome und Zeugnisse (EU-Richtlinie vom 21. 12. 1988 über die 
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1. Übersicht 

Mehrfach ist hervorgehoben worden, daß die Entstehung organisierten Ler­
nens Erwachsener als Ergebnis der europäischen Aufklärung und der aus ihr 
folgenden Ansprüche nach Selbstbestimmung und Demokratisierung einer­
seits und der zunehmenden Industrialisierung mit den daraus folgenden Qua­
lifizierungsnotwendigkeiten andererseits verstanden werden muß. Die An­
sätze einer organisierten Weiterbildung entstanden am Ende des 18. und in der 
ersten Hälfte des 1 9. Jahrhunderts außerhalb staatlicher Zuständigkeiten und 
richteten sich teilweise auch gegen sie. Ihnen lag entweder ein vorwiegend po­
litisches, ökonomisches oder kulturelles Interesse zugrunde, zu dessen Um­
setzung das systematische Lernen Erwachsener erforderlich schien oder auch 
mehr oder weniger deutlich instrumentalisiert wurde. Weiterbildungsaktivi­
täten entstanden in der Regel als Reaktion auf konstatierte Mängel und Defi­
zite, deren Überwindung mit ihrer Hilfe erhofft wurde. Dies gilt für Lesege­
sellschaften, Vortragsvereinigungen, Handwerkerbildungsvereine, Arbeiter­
bildungsvereine, für besondere Einzelbeispiele wie die »Pflanzschule für 
tüchtige Kommünevorsteher und Ständedeputierte« in Rendsburg, für die 
» Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung«, die »neue Richtung« in der 
Weimarer Zeit bis hin zur großen Zahl sogenannter »Maßnahmen« der beruf-
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liehen Fortbildung und Umschulung nach dem »Arbeitsförderungsgesetz« in 
der Bundesrepublik. Die Geschichte der Weiterbildung ließe sich recht über­
zeugend als Geschichte ihrer Instrumentalisierungen zur Behebung tatsäch­
licher oder angenommener gesellschaftlicher Mißstände beschreiben. 
Weiterbildungsaktivitäten entstanden dabei größtenteils als private oder ge­
nossenschaftliche Initiativen, die im Verlauf des 19 .  Jahrhunderts - sofern sie 
überdauerten - in die Organisationsform des Vereins und schließlich des 
Verbandes überführt wurden, mit insgesamt bis heute heterogener in­
stitutioneller Struktur. Die öffentliche Hand hat sich dabei recht zurück­
haltend gezeigt. Sie tritt auch heute vor allem als Financier und Mitfinancier 
von Weiterbildungsangeboten unterschiedlicher Veranstalter auf und unter­
hält eigene Weiterbildungseinrichtungen überwiegend durch Kommunen in 
Gestalt der Volkshochschulen, die zum großen Teil ihrerseits auf Vereins­
gründungen zurückgehen. (vgl. TIETGENS, 1979) Ein Teil der zahlreichen In­
stitutionen der Weiterbildung wurde - und wird auch heute - von gesell­
schaftlichen Großorganisationen getragen, deren Engagement in der Weiter­
bildung als Ausdruck der jeweils primären Funktionsbestimmungen von 
Kirchen, Parteien, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden oder sonstigen 
Verbänden zu verstehen ist. Weiterbildung steht also vorwiegend im über­
geordneten Interesse des j eweiligen Trägers. Sie ist dabei oft genug zur Be­
hebung beobachtbarer gesellschaftlicher Defizite instrumentalisiert und da­
mit in enger Nähe zu jeweiligen gesellschaftlichen Problemlagen sowie deren 
historischer und interessengeleiteter Interpretation gehalten worden. 
Gerade angesichts der Entstehungsgeschichte der Weiterbildung ist es nicht 
selbstverständlich, daß zur Regelung des Lernens Erwachsener Gesetze be­
stehen. In der Bundesrepublik blieb die Erwachsenenbildung oder Weiter­
bildung - wie sie in den siebziger Jahren überwiegend genannt wurde - in 
rechtlicher Hinsicht lange Zeit nur ein Merkposten in den Verfassungen der 
Länder Baden- Württemberg, Bayern, Bremen, Nordrhein- Westfalen, Rhein­land-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein, in denen es überwiegend heißt, 
daß sie »zu fördern« sei. Nur in der bremischen Verfassung wurde eine weiter­
gehende Formulierung verankert. Die Aufforderung in diesen Länder­
verfassungen, die Erwachsenenbildung/Weiterbildung sei zu »fördern«, greift 
eine Bestimmung der Weimarer Verfassung (Art. 1 48) auf, in der es hieß: »Das 
Volksbildungswesen, einschließlich der Volkshochschulen, soll von Reich, 
Ländern und Gemeinden gefördert werden.« Nur in Nordrhein-Westfalen war 
seit 1953 ein »Gesetz über die Zuschußgewährung an Volkshochschulen und 
entsprechende Volksbildungseinrichtungen« in Kraft, das sich jedoch auf die 
Regelung der Zuschußgewährung beschränkte. Zusätzliche Verfassungs-Ver­
ankerungen der Erwachsenenbildung/Weiterbildung brachten erst die neuen 
Landesverfassungen der Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen. 
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In den Weiterbildungsgesetzen manifestiert sich einerseits das Interesse des 
Staates an funktionsfähigen Strukturen und leistungsfähigen Bildungsange­
boten für Erwachsene über die Erstausbildung hinaus. Andererseits sind die 
Weiterbildungsgesetze der Länder auch als Versuch des Staates zu werten, 
Pluralität und Heterogenität von Anbietern und Angeboten in der Weiter­
bildung zu ordnen, zu strukturieren und zu kanalisieren: 
Die Weiterbildungsgesetze der Länder sind Strukturierungsinstrumente des Staates gegenüber der Weiterbildung. 
Zum einen strukturieren die Gesetze durch rechtliche Definitionen, die sich 
auf Aufgaben, Ziele, Institutionen und Angebote beziehen. Rechts­
definitionen sind zwar nicht identisch mit der Realität, der sie gelten, j edoch 
prägen sie diese Realität zu einem Teil durch Normensetzungen, nach denen 
diese sich zumindest partiell ausrichtet. Die Definitionen der Landesgesetze 
gelten vor allem: 
- der Stellung der Weiterbildung im Bildungssystem, 
- den Aufgaben und Zielen der Weiterbildung, 

den Inhalten und Abgrenzungen der Weiterbildung, 
- den Förderungsgrundsätzen und der Förderung selbst, 
- den Trägern und Einrichtungen der Weiterbildung, 

den Anerkennungs- und Förderungsvoraussetzungen, 
- den Beratungsgremien der Weiterbildung und 
- den politischen Zuständigkeiten für die Weiterbildung. 
Zum andern strukturieren die Gesetze die Weiterbildung mit Hilfe der fi­
nanziellen Förderung. Diese Förderung ist nicht etwa als eine komplette 
Weiterbildungsfinanzierung durch den Staat, sondern vielmehr als kom­
plementäre Zuschußgewährung durch die öffentliche Hand anzusehen; von 
diesen Zuschußimpulsen geht jedoch ebenfalls eine strukturierende Wirkung 
auf Institutionen und Angebote der Weiterbildung aus. Die meisten Landes­
gesetze zur Weiterbildung setzen bei der Realisierung dieser Zielvor­
stellungen an der in der Mehrzahl der Länderverfassungen enthaltenen Auf­
forderung an, Weiterbildung sei »zu fördern«. Nach den meisten Landes­
gesetzen zur Weiterbildung fördert die öffentliche Hand mit finanziellen 
Mitteln die Weiterbildungsangebote anerkannter Einrichtungen, wobei die­
jenigen in Trägerschaft organisierter gesellschaftlicher Großgruppen denen in 
öffentlich-rechtlicher Trägerschaft, den von Kommunen und Landkreisen ge­
tragenen Volkshochschulen, mit Ausnahme von Hessen und Nordrhein­
Westfalen, gleichgestellt sind. Die Förderung der Weiterbildung geschieht, 
dies ist für Hessen und Nordrhein-Westfalen einzuschränken, nach dem Sub­s idiar itätspr in zip. 
Subsidiarität (aus Iat. subsidium = Hilfe, Hilfestellung) bezeichnet eine so­
zialethische und sozialpolitische Wertvorstellung, die aus der katholischen 
Soziallehre kommt, und Nachrangigkeit in dem Sinne meint, daß die nächst 
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größere soziale Einheit erst dann helfend tätig wird , wenn die Möglichkeiten der kleineren sozialen Einheit a usgeschöpft sind. In der Sozialpolitik folgt daraus in der Regel d ie Inter ven tionsre ihen folge Famil ie , Sel bsth il fever band , Komm une, Staat. Das S ubsidiaritätsprinzip wird jedoch nicht n ur einlinig als Hilfs- oder Interventionsabfolge von der k leineren zur jewei ls größe ren so­z ialen Einheit bis h in z um S taat vers tanden. Vielmehr is t darauf hingew iesen worden , daß S ubsidiarität erstens nicht an die zeitliche A ufeinander folge von Unterst ützungsleist ungen geb unden ist und daß zweitens a uch eine Ver­pflicht ung der größeren sozialen Einheit besteht, die jeweils kleinere in den Stand der Eigenleist ung oder Sel bsthilfe z u  versetzen ( vgl. M ICHA LSKY, 1987, S. 1003). Insofern beinhaltet ein differenziertes Verständnis des S ubsi­diaritätsprinzips a uch die Annah me einer Dialektik von Leistungs­anforder ungen und -erwart ungen zwischen größeren und kleineren sozialen Einheiten. F ür die Finanzier ungsstr ukt ur des Weiterbild ungsbereichs in der B undesrep ubl ik gilt in der Regel die Inter ventionsfolge Nutzer, Träger einer Weiterbild ungseinricht ung, öffentlich-rechtlich verfaßte Fonds - wie B un­desanstalt f ür Arbeit oder E uropäischer Sozialfonds -, Staat. Doch a uch hier ist nicht linear von einer zeitlichen Reihenfolge der jeweiligen Leist ungs­erbringung a usz ugehen. Vielmehr ist offensichtlich, daß Teilnehmerinnen und Teilneh mer sich mit eigenen Entgelten an der Finanzier ung von Weiter­bild ung erst dann beteiligen können, wenn d urch finanzielle Vorleist ungen oder z umindest Finanzier ungsz usagen von Trägerorganisationen , öffentlichen Fonds oder dem Staat Weiterbild ungsangebote z ur Verfügung stehen. Fast alle Weiterbildungsgesetze der Länder folgen de m S ubsidiaritätsprinzip. Das heißt , das jeweilige Land gewährt den Weiterbildungseinricht ungen oder ihren Trägern Z usch üsse z ur D urchführ ung von Weiterbildung, geht dabei je­doch von der Voraussetzung a us, daß die Nutzer der Weiterbild ungsangebote und die sie durchführende Instit ution bereits finanzielle Eigenleistungen er­bracht haben und a uch weiterhin erbringen, die staatliche finanzie lle Förde­run g  a lso eine nachrangige Z usch ußgewähr ung mit de m Charak ter einer Kom plementärfinanzier ung is t. Die Lände r garan tie ren mi t diesen Gese tzen nicht ein Weiterbild ungsangebot in eigener Verantwort ung, sondern vers u­chen mit f inanziellen Zusch üssen mögl ichs t güns tige Bedingungen f ür d ie Weiterbild ung z u  schaffen . Die Regel ungen der finanziellen Bez usch uss ung der Weiterbild ung finden sich in den meisten Fällen jedoch nicht im Ge­setzestext, sondern in den jeweiligen Richtlinien oder D urchf ühr ungsbestim­m ungen z um Gesetz. Der Verabschied ung von Weiterbild ungsgesetzen in der B undesrep ublik ging eine lange weiterbi ld ungspolitische Disk ussion vora us, die überregional 1960 mit de m G utachten des De utschen A ussch usses »Z ur Sit uation und A ufgabe der de utschen Erwachsenenbildung« begonnen worden war und die z ur Ver­abschied ung des niedersächsischen »Gesetz ( es ) z ur Förder ung der Er­wachsenenbild ung« a m  18. 12. 1969 als erstem Weiterbild ungsgesetz f ührte , 
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das heute noch in Kraft ist. Ihm folgten weitere Landesgesetze zur Weiter­
bildung in den Bundesländern Saarland, Hessen, Bremen, Bayern, Nordrhein­
Westfalen, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg, die in der Zeit bis 1975 
verabschiedet wurden. Erst 1990 folgte mit Schleswig-Holstein ein weiteres 
Bundesland - im gleichen Jahr erhielt das Saarland ein neues Gesetz - und in 
den Jahren 1992 - 1994 wurden auch in den neuen Bundesländern Branden­
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen Weiter­
bildungsgesetze verabschiedet. 

Übersicht über die Weiterbildungsgesetze der Länder 

(vgl. Grundlagen der Weiterbildung e.V. (Hrsg.), Recht) 
Land Verfassungs- Weiterbildungs- Förderungs-

bestimmung gesetz richtlinie 
Baden- Die Erwachsenenbil- Gesetz zur Förde- Verordnung der Lan-
Württemberg dung ist vom Staat, rung der Weiterbil- desregierung zur 

den Gemeinden und dung und des Durchführung des 
den Landkreisen zu Bibliothekswesens v. Gesetzes zur Förde-
fördern. (Art. 22) 1 6. 12. 1 975 i. d. F. V. rung der Weiterbil-

04. 07. 1 983 dung und des 
(GesB!.S. 265) Bibliothekswesens 

i.d.F. V. 27. 04. 1 984 
(GesB!.S. 281, 287) 

Bayern »Die Erwachsenen- Gesetz zur Förde-
bildung ist durch rung der Erwachse-
Volkshochschulen nenbildung vom 
und sonstige mit öf- 24. 07. 1974 (GVB!. 
fentlichen Mitteln S. 368) 
unterstützte Einrieb-
tungen zu fördern.« 

(Art 1 39) 
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Land Verfassungs- Weiterbildungs- Förderungs-
bestimmung gesetz richtlinie 

Brandenburg Die Weiterbildung Gesetz zur Regelung Richtlinie über die 
von Erwachsenen ist und Förderung der Gewährung von Zu-
durch das Land, die Weiterbildung im wendungen zur För -
Gemeinden und Ge- Land Brandenburg derung der 
meindeverbände zu (Brandenburgisches Grundversorgung 
fördern. Das Recht Weiterbildungsge- nach dem Branden-
auf Errichtung von setz- BbgWBG) burgischen Weiter-
Weiterbildungsein- vom 1 5. 12 . 1 993 bildungsgesetz 
richtungen in freier (GVBl. S. 498) (FörGrv-BbgWBG) 
Trägerschaft ist ge- V. 6. 1 1 . 1 997 (ABI. 
währleistet. MBJSBbg S. 803) 
(Art. 33 [ 1 ]) Richtlinie über die 
Jeder hat das Recht Gewährung von Zu-
auf Freistellung zur wendungen zur För-
beruflichen, kultu- derung der Landes-
rellen oder politi- organisationen nach 
sehen Weiterbildung. dem Brandenburgi-
Das Nähere regelt sehen Weiterbil-
ein Gesetz. dungsgesetz (För-
(Art 33 [2]) La-BgWBG) v. 8. 8. 

1 997 (ABI. MBJS-
Bbg S. 750) 
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Internationalität von Erwachsenenbildung/Weiterbildung 

Joachim H. Knoll 

Internationale Organisationen (UNESCO, OECD, Europarat) und su­pranationale (Europäische Gemeinschaft, EU) haben seit vielen Jahren mit unterschiedlichen Zielsetzungen Programme von Erwachsenenbildung/Wei­terbildung entweder analysiert oder selbst initiiert. Bei der UNESCO richtet sich das Interesse vor allem auf Alphabetisierungsmaßnahmen in Entwick­lungs- und Industrieländern; heute vermehrt auf lifelong education (i.e. edu­cation for all throughout life); OECD und EG sind vor allem an Projekten zur beruflichen Weiterbildung engagiert, die Maßnahmen und Studien des Euro­parates beziehen sich auf soziokulturelle Erwachsenenbildung und auf Bil­dung und Erziehung in und für kleine Ethnien (Minderheiten, Minderheits­sprachen; kleine Länder und deren kulturelle Identität). Organisationen und Einzelpersonen in der Bundesrepublik haben an der Internationalität von Erwachsenenbildung/Weiterbildung teilgenommen, freilich kommt hierzu­lande eine Sensibilität für Internationalität größeren Ausmaßes erst allmäh­lich zustande. Im Zusammenhang des EG-Binnenmarktes und verstärkt durch die Maast­richter Verträge (1992) ist auch die Frage edukativer Sachverhalte in einem europäischen Zusammenhang ins Gespräch gebracht worden, wobei vor allem Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung im Vordergrund des Interesses stehen. Nachfolgend wird internationale Erwachsenenbildung/Weiterbildung im Rahmen inter- und supranationaler Organisationen, in ihren Organisa­tionsformen und Interessenstrukturen näher dargestellt. Die Literatur zum Gegenstand hat zumal in den Jahren 1996/1997 erheblich zugenommen. 
Inhaltsübersicht 
1 .  Aktivitäten der UNESCO 
2. Aktivitäten des Europarates 
3. Aktivitäten der OECD 
4. Aktivitäten der Europäischen Gemeinschaft/Europäischen Union 

Wenn man Erwachsenenbild ung/Weiterbildun g  in e iner internationalen D i­mension darz ustellen und z u  vermitteln vers ucht, ist man z unäc hs t  mi t der 
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Internat iona lität von Erwachsenenb ildung 
Schwier igke it konfront iert, daß jense its nat iona lstaat licher B ildungs polit ik ke ine ha rmonis ie rte B ildun gspol it ik inte rnat iona len Zuschnitts e rkennbar ist. Es g ibt ebensowen ig e ine europä ische Erwachsenenb ildungspo lit ik, wie es auch b islang jedenfa lls ke ine internat iona le B ildungspol it ik g ibt, d ie etwa auf den abgest immten Fundamenten e ines gemeinsamen europäischen Ma rktes beruht. Ob s ich e ine derart ige Harmon ie vorstel lung im Zusammenhang der Maastr ichter Verträge ( vor allem E G-Vertrag i.d. Fassung vom 7.2. 1992) real is ie ren l ieße, darf im Moment, zuma l wenn man auf das Subs id iar itätsgebot ( Art. 3) des Vertrages s ieht, fügl ich bezweifelt werden. Ehrl ich gestehen auch zahlre iche Bi ldungs po lit iker zu, daß vormal ige Harmonis ierungs vorstel lungen we ith in obsolet geworden, auch n icht wünschbar s ind ; selbst d ie wechselse it ige Anerkennung von Abschlüssen und Zert ifiz ierungen schul ischer und be­ruf licher Art wird stets nur über den Weg des Komprom isses gefunden, indem Äqu ivalenz- und n icht Egal itätsges ichtspunkte in d ie D iskuss ion e ingebracht werden. E ine länger zurück liegende, internat ional-euro pä ische Ex pert ise zur Erwachsenenb ildung, m it Unterstützung der UN E S CO vom » European Cen­tre for Le isure and Educat ion« durchgeführt, übert ite lt s ich demzufolge auch » Organ isat ion and Structure of Adult Education in Europe« und n icht etwa »of 
European Adult Education». Andererse its nöt igt allerd ings d ie Europä ische Gemeinschaft zu Abst immungen, be i denen nach der Vergle ichbarkeit von B ildun gssystemen und die durch s ie verm ittelten Kenntn isse zu fragen ist. Desweiteren wird zu beachten se in, daß b ildungspol it ische Gesprächs ­kontexte internat ionalen Zuschn itts, im Gegensatz zu so lchen supra­nat ionaler Form, stets auch » innovat iv« und »ant iz ipator isch« ausgelegt s ind, d. h. s ie denken in Konzepten von Veränderung und Reform, tragen so lcher­maßen e ine schwer zu kalku lierende Realitäs ierungschance in s ich. So sche int, daß zuma l der Club of Rome, e in internat iona les Ex pertengrem ium, das s ich b islang mit Fragen des Wachstums und der vorhandenen, natürl ichen Ressourcen, und fol ge richt ig auch m it inno vat iven Konzepten des Aus gle ich von Entw ick lung und Ressourcenerha lt (susta inable de velo pment) befaßt hat, s ich in besonde re r  Weise für d ie These aussp richt, da ß inte rnat ionale B il­dun gspol it ik stets best rebt se in muß, s ich inno vat iv auszu le gen und solche r­maßen sehr bald an d ie Grenzen tr ifft, d ie durch nat ionale B ildungs pol it ik und b ildungs po lit ische Trad it ionen aufgerichtet werden. Noch schwier iger wird d iese re forme rische Abs icht, wenn s ie in G rem ien fo rmul ie rt w ird, d ie systemüberschre itenden Cha rakte r bes itzen, wie etwa d ie UN E S CO ( frühe r Ost-West, heute Nord-Süd). H ier kann n icht e infach von den Realzwängen industr ie lle r  Ordnungskonzepte ausgegangen und solchermaßen e ine sch iefe Ha rmonie in der Kon vergenzannahme hergeste llt werden. Im Vorwege muß im H inbl ick auf den zunächst schwammigen Beg riff »in­ternat iona l« gefragt werden, wo die Orte und Länder s ind, denen man im S inne von Erwachsenenb ildung/Weiterb ildung e ine internat ional maß­gebl iche Kompetenz zusch re iben könnte. 
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Wer und mit we lc her Kompetenz könnte dies eindeutig entsc heiden ? B licke ich auf die veröffent lic hte Meinung in der Erwac hsenenbi ldung/Weiterbi ldung, wären jene S ysteme mit Beispie lc harakter am ehesten in Eng land, Kanada, U S A, Australien auszumac hen, a lso insgesamt ang lophone Länder, die auc h im Sc hrifttum dominant sind. Aber b lickt man auf Einze lp hänomene, ic h nenne hier den Bildungsur laub - so sind gerade die eben genannten Länder ge wiß nic ht »maßgeb lic h«; da hätten e her Be lgien und Ita lien frühe Mode lle und Rea lisierungen vorzuweisen , die f ür eine hiesige Bi ldungspo litik , so sie denn das aus ländisc he Argument in sic h aufnimmt, anleitend gewesen sind. Angesic hts hier nur angesproc hener Schwierigkeiten, mag es leichter gelingen, wenn man Internationalität auf Organisationen und Institutionen bezie ht, die sic h in untersc hied lic her Verfa hrensweise, Struktur und Rec htsnorm über bi­latera le Bezie hungen hinaus darste llen und zu Formen vertrag licher Ko­operation finden . Wir reden dabei nur von solchen Organisationen ,  die auf die hiesigen Ver hä ltnisse von Erwac hsenenbi ldung/Weiterbi ldung direkt oder in­direkt Einf luß ne hmen können. Es muß bereits hier gesagt werden , daß der Kontakt zwisc hen internationaler und nationa ler Bi ldungspo litik vie len Frik­tionen unterliegt. Was in Br üsse l, Paris oder Straßburg auc h im Namen der Bundesrepub lik gesagt wird , m ündet nicht notwendig in die Bildungspolitik der Bundesrepub lik ein , wenn auc h sogleic h hinzugef ügt werden muß , daß das internationale Argument a ls eine Überzeugungsstrategie und reformerisc he Taktik einen er heblic hen Ste llenwert einnimmt. Bei den hier vorzuste llenden Organisationen hande lt es sic h im wesent lichen um so lc he internationalen Zusc hnitts und nur in einem Fal l um eine eindeutig supranationa le. Als inter­nationa le Organisationen werden jene Einric htungen begriffen, denen im we­sent lic hen ein gutac htender und empfe hlender Charakter zuste ht ; supranatio­na l sind solc he Einric htungen, die Regelungsbefugnisse gegenüber den Ver­tragspartnern aufgrund von Souveränitätsabtretungen besitzen. Zu letzteren ge hört insbesondere die E U, die zunäc hst im Gemeinsamen Markt auf Zöl le, Preise und Produktionsnormen die nationalen Vo lkswirtsc haften der Mit­gliedsstaaten bestimmt. Wie weit sic h eine Rege lungsbefugnis auf die Bil­dungspolitik erstrecken wird , ist derzeit ge wiß nic ht zu prognostizieren. In der Anerkennung von Berufsabschl üssen und der Nieder lassungs- und Berufs­freizügigkeit könnten ge wiß wesent lic he Vor leistungen für eine harmonisierte Bildungspo litik gese hen werden , wobei sic h die Regelungen zunäc hst nur auf formale Äqui va lenzen bezie hen und kaum strukturelle Aus wirkungen haben werden, die et wa als Vorformen von Verein heit lic hkeit interpretiert werden könnten. Die Organisationen, auf die wir uns zunäc hst eher summati v bezie hen und die an anderer Stelle (s. das Lit. Verzeic hnis) einer dezidierten Betrac htung zu­geführt werden , sind: die U N E S CO ( United Nations , Education, Scientific and Cultural Orga­nisation) mit Sitz in Paris ; 
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- die OECD (Organization for Economic Cooperation and Development) 
mit Sitz in Paris; 

- die EU, Europäische Union, vormals Europäische Gemeinschaft - oder 
zufolge des Zusammenschlusses von mehreren Organisationen auch Eu­
ropäische Gemeinschaften - mit Sitz in Brüssel; 

- der Europarat mit Sitz in Straßburg. 
Die vier genannten Einrichtungen wirken mit unterschiedlicher Intensität und 
aufgrund unterschiedlicher Rechtsnatur auf das System von Erwachsenen­
bildung/Weiterbildung in der Bundesrepublik ein, arbeiten dabei mit Kom­
missionen, Gremien und Institutionen der Bundesrepublik zusammen oder 
ziehen Experten zu eigener bildungspolitischer Planung hinzu. Insgesamt läßt 
sich wohl sagen, daß die genannten Organisationen über das Stadium von 
praktischer Bildungsberatung zu einer, auch wissenschaftlich angeleiteten 
Bildungsplanung vorangeschritten sind; wissenschaftlicher Sachverstand wird 
nicht mehr nur von außen bezogen, sondern wird in die Organisationen im­
plementiert. Sie alle verfügen über wissenschaftliche Einrichtungen (Ab­
teilungen, Institute oder Zentren) , in denen innovative und bildungs­
planerisch-antizipierende Konzepte entfaltet werden. 
In unserem Zugang ist bereits eine begriffliche Besonderheit aufgefallen, der 
wir bislang gefolgt sind, indem wir den Gegenstand mit der Umschrift »Er­
wachsenenbildung/Weiterbildung« belegt haben. Hier sehen wir zunächst auf 
einen Sprachgebrauch in der Bundesrepublik, der sich seit der Bildungsre­
form am Beginn der 70er Jahre eingebürgert hat. Der Strukturplan der Bil­
dungskommission des Deutschen Bildungsrates von 1970 hat erstmals den 
Begriff Weiterbildung als einen, alle nachschulische Maßnahmen über­
wölbenden Sammelbegriff eingeführt und meint, daß solchermaßen Er­
wachsenenbildung, Umschulung und Fortbildung erfaßt und zusammenge­
bunden seien. Diesem Verständnis zufolge wurde Erwachsenenbildung auf 
den Bereich soziokultureller Veranstaltungen im Kontext bisheriger Maß­nahmen reduziert, während die berufliche Erwachsenenbildung in den Maß­
nahmen Fortbildung und Umschulung präzisiert wurde. Von da an hat sich 
Bildungspolitik angewöhnt, Weiterbildung als einen Sammelbegriff für Maß­
nahmen von Erwachsenenbildung zu verwenden, gleich ob deren Inhalte nun 
allgemeinbildender oder beruflich-qualifikatorischer Art waren. Nachfol­
gende Dokumente, etwa der Bildungsgesamtplan der Bund-Länder Kommis­
sion für Bildungsplanung ( 1973), die Gesetze zur Erwachsenenbildung in den 
Bundesländern - z. B. in Nordrhein-Westfalen (1 974/75) - oder die »Thesen« 
des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft (1 984) und auch ein 
davor liegendes, gleichgeartetes Gutachten in Baden-Württemberg kennen 
nurmehr die Unterscheidung von beruflicher und allgemeiner » Weiter­
bildung« . Die Bildungspolitik in der Bundesrepublik ist in dieser Begrifflich­
keit verblieben, ohne sich sonderlich um die Irritationen zu sorgen, die zumal 
aus dem Kreise von Wissenschaftlern vorgebracht wurden. Zweierlei wäre 
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Entwicklungen und Paradigmen der 
Erwachsenenbildungsforschung 

Horst Siebert 

Inhaltsübersicht 

1. Die Problemsicht der Bildungsforschung 
2 .  Zur Geschichte der Erwachsenenbildung als Wissenschaft 
3. Ein Paradigmenwechsel in der Wissenschaft der Erwachsenenbildung? 
4. Forschungsaufgaben 
5. Gibt es eine eigenständige Wissenschaft der Erwachsenenbildung? 

1. Die Problemsicht der Bildungsforschumg 

Die w issenschaftliche Fo rschung ist nu r ein Modus, die W irklichkeit de r E r­wachsenenbildung abzubilden. Es gibt ande re , n icht wenige r aufschluß re iche S ichtwe isen , z.B. d ie E rfah rungen und Milieukenntnisse de r Pädagog innen. Jede r Ku rs-, Semina r- und Fachbe reichsleiter hat se ine A lltagstheorie und se in E rfahrungsw issen übe r d ie Le rnmotive »seine r« Adressaten , übe r Te il­nehme rorient ierung und übe r e rwachsenengemäße Leh rmethoden. Wenige r bekannt und publizie rt ist das Wi rkl ichke its ve rständnis de r Te il­nehme rinnen. Ihr Da rstellungsmodus ist vor allem die E rzählung. Zum Be i­spiel : E in älte re r  Te ilnehme r erzählt »beim Bie r«, w ie er e in Volkshochschul­semina r übe r neue re Gesch ichte erlebt : Wie e r  regelmäßig teiln immt , um den jungen , noch une rfah renen Dozenten n icht zu enttäuschen, wie es ihm leid tut , wenn die G ruppe auf die Fragen und Impulse des Dozenten n icht reagie rt und wie e r  - de r Erzähle r - dann »in die B resche sp ringt«, wie e r  den »jungen Leuten« schilde rt ,  wie es im K rieg »wi rklich wa r«, was seine Nachba rin ihm zuflüste rt , wenn der Dozent s ich in W idersp rüche ve rw ickelt, wie e r  den Do­zenten vo rsichtig ko rrigie rt ,  ohne ihn zu blamieren. In d iesen E rzählungen kl ingt so etwas wie ein »he imliche r Leh rplan« de r E r­wachsenenb ildung an. In ihre r  Selbstwah rnehmung s ind Pädagogen stets um das Wohl de r Te ilnehme r bemüht. Die Te ilnehme r defin ie ren die Situation ehe r umgekehrt, sie bemühen sich oft um eine » Dozentenorientie rung«, um eine Unterstützung de r Leh renden. 
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Entwickl ungen und Pa radigmen de r E rwachsenenb ild ungsfo rsch ung 
A ufschl uß reich ist a uch eine l ite rarische Da rstell ung de r Bild ung E r­w achsene r. In v ielen Rom anen we rden Le rnbio graph ien und Le rn gesch ichten be schrieben. E in Klassike r ist D. DEF0ES »Robin son Crusoe«, de r a uf sich al­le in ges tell t in eine r fremden Welt z u  übe rleben le rn t  und de r a uße rdem den » K ann ib alen « F re it ag z u  e inem » z iv il is ie rten « Ch risten ume rz ieht. C. G RIM­MELSHAUSEN besch re ibt , wie de r junge S IMPL IZISSIMUS sich in den W irren und in de r a us den F ugen geratenen Welt de s Dreiß igjäh rigen Krieges z urecht­findet. Im 18. und 19. Jah rh unde rt wa r der Bild ungs roman e ine bel iebte de utsche Kunstgatt ung : ANTON RE ISER, W ILHE LM ME ISTER , DER GR ÜNE HE IN­R ICH sind Beispiele fü r le rnende S uchbeweg ungen z ur Identi tät sfind ung. B. BRECHT schilde rt in den » Flüch tling sgesp rächen « d ie Sch ul - und Volks­hochsch ulerfah rungen des A rbe ite rs KALLE. J. P. SARTRE s tellt in seinem Ro­man »De r  Ekel« die Le rn- und Lese gewohnheiten e ines en zyklopäd ischen A utodidakten vo r. L. FE UCHTWAN GER besch reib t in den » Geschwiste r Oppe r­mann« die Le idensgesch ichte , abe r a uch d ie politischen Fehle inschät z ungen e ines gebildeten J uden in de r Ära des Nat ionalsoz ial ism us. G. GRA SS' » Blecht rommel« läßt sich als nega ti ve r  B ild ungs roman lesen: OSKAR MATZE­RATH we ige rt s ich , in d ie ko rrup te Welt de r E rwachsenen »sozial is ie rt «  und integ rie rt z u  we rden. De r DDR- A uto r H. KANT  erzählt in dem Roman » Die A ula « Leben s- und Le rngeschichten von St ud ie renden de r » A rbeite r- und Ba ue rn-Fak ultä t«. H. M. EN ZENSBER GER vergle icht in einem Essay » Übe r die Igno ran z «  die h umanist ische B ild ung eines Melanch thon m it dem modernen Alltagswissen de r Frise use Zizi. Wäh rend diese L ite ratur vo r allem Männe rgesch ichten besch re ibt , haben in jüngster Ze it b iog raph ische und a utobio graphische B ildungsgesch ichten von F ra uen a uf dem B uchma rkt Hochkonjunk tur. Denkbar ist a uch e ine äs thetische Wide rsp iegel un g  von E rwachsenenbild ung. So ließe s ich mit de r Fotokame ra d ie Beweg ungssp rache und die non ve rbale Komm un ika tion von Te ilnehme rinnen und K ursle ite r  Innen dok ument ie ren. Doch die se Fo rmen de r Dok umentat ion von päda go gi sche r Wi rklichkeit sind n ich t unse r Them a, sonde rn d ie besonde re Fo rm de r wissensch aft lichen Re­konst rukt ion und Anal yse, d ie s ich von den l ite rarischen und all tä gl ichen Da rstell ungen vo r allem durch ih re Ab straktion und Ve rallgeme ine rung un­terscheidet. De r Wi ssen schaftle r in te re ssie rt s ich n ich t fü r da s Be sonde re und Z ufäll ige des E in zelf alles , sonde rn für allgemeine , s ign ifik ante, d. h. »übe r­z ufäll ige« St rukt uren und Geset zmäß igke iten. Dem entsp richt auch eine theo­re ti sch-abst rak te Sp rache , d ie be i dem Lese r nich t selten Ve rä rge rung und Ve rme id un gs reakt ionen he rvorruft. E in Ein zelfall läßt s ich anscha ulich, b ild­haf t, lebend ig be sch reiben , e ine wi ssen sch aftl iche E rkenntn is e rfo rde rt eine p rä zise , unmißve rs tändliche , abe r dam it a uch »nüch terne « Beg rifflichkei t. W issenschaf tliche Sp rache ist in de r Regel n icht amüsant und lö st ka um Be­ge is te rung a us, abe r unse re Lebens verhältn isse sind so komple x und a uch so 
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unanschaulich, daß auf eine wissenschaftliche Analyse oft nicht verzichtet 
werden kann. 
Übrigens erfordert nicht nur wissenschaftliche Forschung, sondern auch Ler­
nen eine Distanzierung von der einzelnen, besonderen Situation. Wer nur 
konkretistisch und situationsbezogen lernt, erwirbt keine Kompetenzen, um 
neue, künftige, unvorhersehbare Situationen zu bewältigen. Insofern er­
fordert Lernen (fast) immer auch ein wissenschaftliches Denken. 
Zur Professionalität erwachsenenpädagogischen Handelns gehört beides: die 
Kenntnis wissenschaftlich-theoretischer Forschungsergebnisse über das Leh­
ren und Lernen mit Erwachsenen und konkrete Anschauungen und Er­
fahrungen aus der Praxis, auf die wissenschaftliche Erkenntnisse bezogen 
werden können. Die Feststellung I. KANTS ist immer noch gültig: »Gedanken 
ohne Inhalte sind leer. Anschauungen ohne Begriffe sind blind.« Daß es keine 
wissenschaftliche »Totalerfassung« der Wirklichkeit geben kann, hat H. P. 
DuERR mit einer Metapher verdeutlicht: Der Wissenschaftler wirft ein Netz 
- bestehend aus Prämissen, Hypothesen, Kategorien, Forschungsinstrumen­
ten - über die Wirklichkeit. Das Netz des Geisteswissenschaftlers erfaßt an­
dere Gegenstände als das des Naturwissenschaftlers. Wichtig ist, daß der Wis­
senschaftler seinen »Fang« nicht für die ganze und einzige Wirklichkeit hält. 

2. Zur Geschichte der Erwachsenenbildung als Wissenschaft 

Während die Anfänge der organisierten Erwachsenenbildung in Deutschland 
von vielen Historikern zu Beginn des 1 9. Jahrhunderts datiert werden, be­
ginnt die erwachsenenpädagogische Forschung ein Jahrhundert später 
(WEINBERG 1 984, S. 28). Zweifellos liegen bereits aus dem 19. Jahrhundert 
wissenschaftlich interessante Veröffentlichungen über die Ziele und gesell­
schaftlichen Voraussetzungen der Volksbildung, insbesondere der Arbeiter­
bildung vor, und es wurden gegen Ende des vorigen Jahrhunderts auch schon 
Teilnahmestatistiken, vor allem aus der Universitätsausdehnungsbewegung, 
erstellt und ausgewertet. Eine i. e. S. empirische und historische Forschung 
und eine anspruchsvolle Theoriediskussion entwickeln sich j edoch erst mit 
dem »Richtungsstreit« , d. h. der Kontroverse zwischen der wissenver­
breitenden »alten« und der bildungsintensiven, lebensweltorientierten 
»neuen Richtung« vor und nach dem Ersten Weltkrieg. So werden in dem seit 
1 91 0  erscheinenden »Volksbildungsarchiv« empirisch-statistische Daten über 
die Bildungsbeteiligung der Bevölkerung und insbesondere der Arbeiter­
schaft veröffentlicht. 1 921 gibt L. v. WIESE einen Sammelband über die »So­
ziologie des Volksbildungswesens« heraus, der j edoch kaum empirische For­
schungsergebnisse enthält. 1 927 wurde die »Deutsche Schule für Volks­
forschung und Erwachsenenbildung« gegründet, die aber keine eigenen 
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Forschungen durchführte. 1929 erscheinen P. STEINMETZ' Dissertation über 
»Die deutsche Volkshochschulbewegung« und M. KEILHACKERS Dissertation 
über die Universitätsausdehnungsbewegung. Auch lernpsychologische For­
schungen aus den USA - z. B. die Untersuchung des »Nestors« der Lern­
psychologie des Erwachsenenalters THORNDIKE - wurden Ende der 20er Jahre 
bereits von 0. BoBERTAG im deutschen Sprachgebiet bekanntgemacht. 
Für die Zeit vom ersten Weltkrieg bis 1933 registriert W. ScHULENBERG Fra­
gestellungen, »die heute noch die Erwachsenenbildungsforschung stark be­
stimmen. Thematisch sind es die Komplexe: 

Historisch-gesellschaftliche Faktoren der Erwachsenenbildung, 
Probleme der Arbeiterbildung, 
Psychologie des Lernens Erwachsener, 
Didaktik der Erwachsenenbildung, 
Erwachsenenbildung und Hochschule.« 

(SCHULENBERG 1 978, S. 3) 
Viele Erkenntnisse der 20er Jahre über B ildungsbeteiligung, B ildungsmotive 
und die Lernfähigkeit Erwachsener sind in der Zwischenzeit nicht widerlegt, 
sondern bestätigt und allenfalls differenziert worden. So die Abhängigkeit der 
Weiterbildung von der Schulbildung und dem Sozialstatus, das Interesse der 
Arbeiterschaft an alltagspraktischen und technischen und weniger an kultur­
kundlichen Themen, der relativ geringe Einfluß des biologischen Alters auf 
die Lernfähigkeit - mit einer Einschränkung: die abnehmende Kapazität des 
mechanischen Gedächtnisses im Alter. Auch didaktisch wurden bereits da­
mals eine Lebensweltorientierung, eine Berücksichtigung des Alltagswissens 
und eine ganzheitliche Bildung empfohlen und erprobt. 
In der Ära des Nationalsozialismus wurde die B ildungsarbeit weitgehend 
durch eine totalitäre Schulung und Indoktrination ersetzt, ernstzunehmende 
Forschungen wurden nicht mehr durchgeführt, und auch eine öffentliche er­wachsenenpädagogische Theoriediskussion kam völlig zum Erliegen. In dem 
ersten Nachkriegsjahrzehnt waren die Erwachsenenbildner vor allem mit dem 
organisatorischen und institutionellen Wiederaufbau der Bildungsein­
richtungen und mit konzeptionellen Debatten beschäftigt. Eine nennenswerte 
Forschung begann erst um 1 960 wieder, also in der Zeit, in der das Gutachten 
des »Deutschen Ausschusses für das Erziehungs- und Bildungswesen« er­
schien und sich der Beginn einer »realistischen Wende« der Erwachsenen­
bildung abzeichnete. Zur gleichen Zeit proklamierte HEINRICH Rorn eine 
»realistische Wendung« der Erziehungswissenschaft, d. h. einen Paradigmen­
wechsel von einer geisteswissenschaftlich-bildungsidealistischen Perspektive 
zu einer sozialwissenschaftlich-empirischen Orientierung. Gefragt waren jetzt 
weniger philosophisch-hermeneutische Reflexionen über Sinn und Wesen von 
Bildung, sondern mehr erfahrungswissenschaftliche, planungsrelevante For-
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Normative Leitvorstellungen der Weiterbildung1 

Johannes Weinberg 

Normative Leitvorstellungen der Weiterbildung ergeben sich aus dem Bild 
vom Menschen, das in den Theorien und Programmatiken zur Weiterbildung 
enthalten ist. Dabei haben anthropologische Prämissen ebenso eine Bedeu­
tung wie das intentionale Denken und Handeln, das sich aus den Traditionen 
des Menschenrechtsdenkens und der Demokratisierungsbewegungen ergibt. 
Daraus haben sich im Laufe der Zeit verschiedene Aufgaben- und Ziel­
bestimmungen der Weiterbildung entwickelt und in der Realität der Weiter­
bildung ihren festen Stellenwert gefunden. Diese Zielvorstellungen werden 
als normative Leitvorstellungen dargestellt, hinter die die Entwicklung der 
Weiterbildung, angesichts des Wertewandels in allen Lebens- und Arbeits­
bereichen, nicht mehr zurückgehen kann. 

Inhaltsübersicht 

1 .  Einleitung: Werte und Normen - Bildung und Lernen 
2 .  Das Bild vom Menschen 
2 . 1  Selbstreflexive Personalität 
2.2 Sozialanthropologische Grundlagen 
2.3 Selbstbestimmung und Selbstverwirklichung 
2.4 Menschenrechte und Demokratisierung 
2.5 Aufklärung über die Folgen des Fortschritts 
2.6 Bildung und Lernen als Suchbewegung 
3 .  Aufgaben und Ziele der Weiterbildung 
3 . 1  Unterschiedliche Ausgangslagen und Perspektiven 
3. 1 . 1  Die Sicht der erwachsenen Lerner 
3. 1 .2 Die Sicht der Lehrenden 
3 . 1 .3 Die Sicht der Institutionen 
3 . 1 .4 Zwischen Sogkraft des gesellschaftlichen Wandels und Anspruch der 

individuellen Bedürfnisse 
3. 1 .5 Umrisse einer erwachsenenpädagogischen Berufsethik 
3.2 Verschiedene Zielbestimmungen 
3.2. 1 Emanzipation und Kompensation 

1 Im folgenden ist durchgehend von »dem Menschen« die Rede; damit sind Frauen und 
Männer gleichermaßen gemeint. 
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3.2.2 Qualifikationserwerb und Kompetenzerweiterung 
3.2.3 Wissen und Verhalten 
3.2.4 Fertigkeiten und Fähigkeiten 
3.2.5 Bildung und Konfliktfähigkeit 
3.2.6 Identität und Handlungsfähigkeit 
3.2.7 Wirklichkeitsinterpretation und Sprachbeherrschung 
4. Zusammenfassung 

1. Einleitung: Werte und Normen - Bildung und Lernen 

Das Denken und Handeln des Menschen orientiert sich an Wertvorstellungen. A uch wenn ihnen nicht gefolgt wird , bleiben sie gültig, wird die Abweich ung gespürt und von anderen registriert. Das ber uht darauf ,  daß die Wert vor­stell ungen des einzelnen nicht ihm alleine geh ören, sondern a uf Gr undwerten ber uhen, die als allgemeinve rbindlich gelten. Daz u gehö ren die Menschen­würde, die Freiheit, die Gerechtigkeit und Solidarität. Im Unterschied z u  den Werten handelt es sich bei den Normen um sozial ver­bindliche Vorschriften. Dabei kann es sich um formlose soziale Überein­künfte, aber a uch um Vorschriften handeln , die j uristisch, das heißt in der Form rechtlicher oder rechts verbindlicher Regel ungen festgelegt sind . Ver­st öße gegen geltende Normen ziehen in der Regel, wenn sie von anderen re­gistriert werden, eine wie immer geartete Bestrafung nach sich. Das Z usammenwirken von Wert vorstell ungen und Normen kommt dad urch z ustande, da ß z u  bestimmten Zeiten in bestimmten sozialk ult urellen Gr up­pier ungen Wertvorstell ungen z u  normati v wirkenden Leit vorstell ungen z u­sammengestellt werden. Das geschieht meistens in der Form von Werteka­talogen. Die zehn Gebote der Bibel sind ein Beispiel von vielen. Ein akt uelles Beis piel ist die Menschenrechtsdeklaration der Vereinten Nationen vom 10. 12. 1948, die zwar in j uristischer Form verfa ßt ist , aber n ur eine geringe rechtliche Verbindlichkeit besitzt. D urch solche Z usammenstell ungen wird die moralische Verbindlichkeit der Wert vorstell ungen verstärkt, stellen sie normati ve Leit vorstell ungen für das Denken und Handeln dar. Von den beiden Begriffen Bild ung und Lernen ist der der Bild ung derjenige , der mit einer positiven Wertigkeit a usgestattet ist. Wer von Bild ungs prozessen s pricht, meint damit die geistig-seelische Entwickl ung des Menschen f ör­dernde Prozesse . Sie sollen daz u dienen , ihn mit dem Wissen und den Fähig­keiten a usz ustatten, die für seine allseitige Entwickl ung und für die Gestal­t ung eines menschenwürdigen Lebens n ötig sind. Demgegenüber wird d urch den Begriff des Lernens in der Regel der Proze ß der A usweit ung und des Ne uerwerbs von Wissen und Fähigkeiten be­schrieben , ohne da ß damit von vornherein a uf das Wesen des Menschen be­zogene Wert vorstell ungen verb unden sind. Wenn von Zielen und Bewer-
158 



Normati ve Leit vorstellun _gen 
t ungen von Lernprozessen die Rede ist, dann ist damit in erster Linie das Lehren und Lernen in de r Schule als Teil des gesam ten Er zieh un gsprozesses geme in t. Lediglich in den psychoanalyt isch beeinflußten A uffassungen vom men­schlichen Lernen sind von vornherein ebenfalls Wert vorstell ungen über die voll a us gebildete menschliche Persönlichkeit enthalten, wie sie für die Bil­d ungstheorien und den Bild ungsbegriff charakteristisch sind. In der Weiterbild ungspraxis sind die f unktionelle Seite des Lernprozesses und die h umanen Ansprüche des Bildungsprozesses ständig miteinander ver­b unden. Das heißt , mit anderen Worten, die Weiterbildung folgt niemals n ur den rechtlich verbindlichen Vorgaben von Gesetzen und Verordn ungen, son­dern verlä uft entlang normati ven Leit vorstell ungen, gleichermaßen be­stehend a us Werten und Normen. Das unterscheidet lernende Menschen von lernenden Computern. Instit utionalisierte Weiterbild ung wird daher an Gla ubwürdigkeit bei den Erwachsenen einbüßen, wenn der mit dem Bil­d ungsbegriff verbundene ethische Anspr uch nicht erkennbar bleibt. 
2. Das Bild vom Menschen 

In allen Überleg ungen über Ziele und A ufgaben der Weiterbildung sind a uch Vorstell ungen über das Wesen des Menschen enthalten. Oft geschieht das gar nicht explizit. Vielmehr wird stillschweigend von als selbst verständlich gel­tenden Vorstell ungen darüber a usgegangen, was Menschen können, was von ihnen z u  befürchten ist und was ihnen abgefordert werden kann. Solche an­thropologischen Prämissen sind in weiterbildungspolitischen programmati­schen Texten ebenso enthalten wie in den sogenannten Theorien der E r ­wachsenenbildung. Sowohl die für die Ordn ung der Weiterbild ung benötigten gese tzliche n Re ge lun ge n a ls a uc h  d ie De ba tte n  um d ie d ida ktisch -me thod i­schen Gr undsätze in der Weiterbild un g kommen nicht ohne Rück griffe a uf Gr und vorstellungen vom Wesen des Menschen a us. Kennzeichnend für die Geschichte des Nachdenkens über das Wesen des Menschen ist, daß weni ger geschlossene Denksysteme , sondern in Ab­wandl ungen wiederkehrende Gedanken eine Rolle spielen. Das gilt für die Texte der Weltreligionen wie für philosophische Texte gleichermaßen ( L AN DMANN 1962). Das mag mit ihrer F unktion z usammenhängen, die darin besteht , daß menschliche Handeln orientierend z u  leiten, aber nicht abschlie­ßend festzulegen. A us einer Position hera us, die die »Anthropologie in prag­matischer Hinsicht« ( B ÖHME 1985) betrachtet , soll im folgenden a uf dieje­nigen Aspekte des Bildes vom Menschen eingegangen werden, die in der Weiterbild ung eine Rolle spielen. 
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2.1 Selbstreflexive Personalität 

Der Mensch ist das Lebewesen, das darauf angewiesen ist, sein Überleben 
durch das Nachdenken über die Frage, wer bin ich und was kann ich tun, zu 
sichern. Diese Reflexivität unterscheidet den Menschen vom Tier, das seinen 
Lebensprozeß instinktgesteuert vollzieht. Die Reflexivität kann etwas ge­
nauer als Nachdenken und als Vorausdenken bezeichnet werden. Der 
Mensch, der handelnd seinen Lebensprozeß vollzieht, handelt nicht einfach 
»ohne Sinn und Verstand« und »ohne Hinzuschauen«, wie die Alltagssprache 
formuliert, sondern aufgrund der Sinneseindrücke und ihrer denkenden Ver­
arbeitung. Zum menschlichen Handeln gehört es, in einer gegebenen Situa­
tion Handlungsmöglichkeiten zu erkennen, die bestmöglich erscheinende Al­
ternative herauszufinden, dementsprechend zu handeln und spätestens da­
nach darüber nachzudenken, was das Handeln bewirkt hat und was es für die 
handelnde Person bedeutet, um daraus für weiteres Handeln Konsequenzen 
ziehen zu können. 
Der entscheidende Punkt in diesem Prozeß ist die Fähigkeit zum Entdecken 
von Handlungsmöglichkeiten. Das kann angesichts real gegebener oder nur 
im Kopf vorgestellter Situationen geschehen. Bei diesem Entdecken von 
Möglichkeiten handelt es sich noch nicht um die Entscheidung zwischen ver­
schiedenen Alternativen. Vielmehr handelt es sich um einen diesem gezielten 
Entscheidungsverhalten vorgelagerten Vorgang. Gemeint ist der dem Men­
schen eigentümliche Umgang mit der Wirklichkeit. Der geschieht niemals di­
rekt und unmittelbar, sondern in jedem Fall vermittelt durch den Vorgang der 
deutenden Wahrnehmung. Menschliches Handeln ist handelnder Umgang mit 
gedeuteter, interpretierter Wirklichkeit. Die deutende Neugier des Menschen 
ist ein vom Willen des Menschen beeinflußter, aber nicht vollkommen steu­
erbarer und daher ein unabschließbarer, in seinen Ergebnissen vorher nur in 
Grenzen berechenbarer und in seinem Verlauf von außen nur eingeschränkt 
sichtbarer und kontrollierbarer Prozeß. Die Deutungsphantasie ist die 
Grundlage der Fähigkeit, eine prinzipiell unbegrenzte Zahl von Hand­
lungsmöglichkeiten zu entwerfen. Diese Handlungsmöglichkeiten und die 
Verständigung über sie geschieht mit Hilfe der Sprache. Mehr noch, die 
sprachlichen Symbole sind Ausdruck dieser vom Menschen hergestellten 
Deutungen der Welt. Sie haben ihre eigene Geschichte, und der einzelne 
Mensch wird in sie immer schon hineingeboren. In ihrer religiös-weltan­
schaulichen, in ihrer psychoanalytischen oder politisch-dogmatischen Aus­
formung fallen diese Weltdeutungen in Theoriegebäude auseinander, können 
sich gleichzeitig gegenseitig ergänzen oder auch widersprechen. Sie sind aber 
in jedem Fall Ausdruck des menschlichen Bedürfnisses, der Welt, den Reali­
täten einen Sinn abgewinnen zu müssen, um in ihnen leben und handeln zu 
können. 
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Prinzipien des Situationsbezugs und der 
Problemorientierung 

Ursula Frost 

Aufgabe der didaktischen Prinzipien des Situationsbezugs und der Pro­
blemorientierung ist die konkrete Aufbereitung eines gegebenen Inhalts für 
die Teilnehmer einer Veranstaltung. Damit verbindet sich weit mehr als mit 
dem vielbesprochenen »Leitprinzip der Teilnehmerorientierung« (TIETGENS 
1986, 144 ff.) ausgesagt ist. Teilnehmerorientierung als didaktisches Leit­
prinzip kann zu dem Mißverständnis bloßer Motivations- und Be­
dürfnisorientierung aus Interessen der Selbsterhaltung der Veranstalter füh­
ren. Treten aber erwachsenenbildnerische Veranstaltungen mit dem An­
spruch auf, einen Beitrag zur Bildung der Teilnehmer leisten zu wollen, so 
muß sich die Orientierung an den Teilnehmern auch in der Auseinander­
setzung mit einem differenzierten Bildungsverständnis als angemessen aus­
weisen lassen. 

Inhaltsübersicht 

l .  Situationsbezug 
1.1 Curricularer und didaktischer Situationsbezug 
1 .2 Situationsbezug bei der Planung und Durchführung einer Veranstaltung 
1.3 Individueller und struktureller Situationsbezug 
1 .4 Lebensweltliche und didaktisch bestimmte Situation 
2. Problemorientierung 
2.1 Ein vorliegendes Problem als Zugang zum Thema 
2.2 Problemlösen als Thema 
2.3 Problematisieren als Aufbrechen alltäglicher Selbstverständlichkeiten 

Ein Verständnis von Bildung, das die autonome Urteils- und Handlungsfä­
higkeit des Subjekts prinzipiell voraussetzt und konkret ermöglichen will, 
führt zur Aufgabe der Orientierung am Teilnehmer als Subjekt. Da der 
Mensch sich als urteilendes, entscheidendes und handelndes Subjekt in kon­
kreten Situationen erweist, muß Bildung als Ermöglichung solchen Subjekt­
seins sich auf diesen Zusammenhang von Subjekt und Situation auch ganz 
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konkret beziehen. Um auf der didaktischen Ebene die Transformation von Themenkomplexen zu Bildungsinhalten in diesem Sinne zu leisten , ist es sinn voll , das zu unspezifisc he Prinzip der Teilnehmerorientierung durch die Prinzipien des Situationsbezugs und der Problemorientierung zu präzisieren ( vgl. KAISER 1985). 
1. Situationsbezug 

Im Rahmen einer bereits durchgeführten Programmplanung und themati­schen Bestimmung von Veranstaltungen bedarf es einer näheren Auswahl geeigneter Einzelinhalte, die so angeboten werden müssen , daß sie einerseits die sachlichen Zusammenhänge der gegebenen Thematik erschließen und andererseits einen Bildungsprozeß der Teilnehmer in Gang setzen helfen. Diese didaktisch T ransformation ist gemäß dem Prinzip des Situationsbezugs so zu leisten , daß die Handlungsfä higkeit des Teilne hmers in einer für i hn je aktuellen und bedeutsamen Situation gesteigert wird. Unter Situation soll hier der Komple x aktueller Gegebenheiten in der Bezie­hung eines Individuums zu seiner Umwelt verstanden werden, der dieses zum Urteilen , Entscheiden und Handeln herausfordert ( vgl. dazu KAISER 1985, 29ff. U. PONGRATZ 1987, 141 ff.). Um die Aufgaben des didaktischen Situationsbezugs zu charakterisieren, sind einige Differenzierungen nötig. 
1.1 Curricularer und didaktischer Situationsbezug 

Zunächst gilt es, den Unterschied zwischen curricularem und didaktischem Situationsbezug zu vergegenwärtigen ( vgl . KA ISER 1985, 91). Unter curricu­larem Aspekt geht es um die Identifizierung aktueller Situationen , die für viele Er wachsene Ausgangslage und Moti vation für Bildungsakti vitäten dar­stellen , so daß ein dem angemessenes Programmangebot erstellt werden kann. Auf der didaktischen Ebene dagegen muß ein bereits bestimmtes the­matisches Angebot mit je konkreten Handlungssituationen der Teilnehmer vermittelt werden , d. h. die Relevanz des Themas für konkrete Situationen und die Strukturierbarkeit konkreter Situationen mit Hilfe des Themas muß im Sinne der Handlungsfähigkeit des Subjekts in der Situation deutlich wer­den. Wenn beispielsweise unter curricularem Aspekt die Situation von Erzie­hungssch wierigkeiten aufgrund ge wandelter geschichtlicher, sozialer, öko­nomischer und politischer Bedingungen der Familie zu einem erhöhten An­gebot von Elternbildungsveranstaltungen führt , so müssen auf der didakti­schen Ebene die jeweils ausge wählten pädagogischen Themen - etwa 
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Autorität und Autoritätsverlust im traditionellen Sinne - als Beitrag zur ver­tie ften Urtei ls- und Hand lungsfähigkeit der Tei lnehmer in ihrer konkreten familialen Situation wirksam werden -etwa indem neue De finitionen de r E l­tern- Kind- Bezi ehu ng erm öglicht w er den. 
1.2 Situationsbezug bei der Planung und Durchführung einer 

Veranstaltung 

Um die größtmögliche Konkretisierung zu erreichen , muß der Situationsbe­zug des Themas nicht nur bei der Planung , sondern auch b ei der Durch­führung einer Veranstaltung hergestellt werden. Während bei der Planung einer Veranstaltung der Kursleiter die didaktische Transformation nur im an­tizipatorischen Ausgreifen auf für unsere Gesellschaft oder bestimmte Grup­pen typische Situationen leiste n kann, deren Relevanz er aufgrund des Be­dingungsrahmens seiner Veranstaltung auch für deren Teilnehmer erwartet , hat er bei der Durchführung die Möglichkeit , seine Annahmen zu überprüfen und zu verändern. Am Beginn und im Verlauf jeder Veranstaltung sollte daher der Leiter verschiedene Möglichkeiten wahrnehmen , die jeweilige Situation der Teilnehmer zu eruieren, für die der Gegenstand der Veranstaltung Rele­vanz hat bzw. gewinnen soll. Dies kann durch Gespräche, Fragerunden , Rol­lenspiele, Wandplakate oder anonym auszufüllende Kärtchen geschehen - je nach dem Gegenstand. Entscheidend ist dabei, daß sich daraus die Er­möglichung konkreter Bezüge zwischen Thema und der je individuellen Si ­tuation der Teilnehmer ergibt. Dabei ist allerdings die Gefahr einer Entmündigung der Teilnehmer durch allzu intensive Ausforschung ihrer Situation und darauf gerichtete unmittel­bare pädagogische Einwirkungen zu beachten ( vgl. BR UMLIK 1980, 314). Wenn der Teilnehmer als autonomes Subjekt gesehen und unterstützt we rden so ll, dann muß auch d er d id akti sch e S itu ationsbezug sich über d en Teilnehmer als Subjekt vermitte ln, d. h. der Teilnehmer se lbst so ll zur Wahrnehmung und Gestaltung seine r Situation be fähi gt we rden , indem das Thema einen Beitrag zur Aufklärung der Bedingungen seines Handelns in seiner Situation leistet. 
1.3 Individueller und struktureller Situationsbezug 

Keine indi viduel le Situation eines Teilnehmers ist losgelöst von in­stitutionellen , sozialen , geschichtlichen und politischen Strukturen zu be­trachten, vielmehr ist jede Einzelsituation eingebettet in ein komple xes Ge­füge sie umgreifender und bedingender Sachverhalte. Solche Zusammen­hänge individueller und allgemeinerer struktureller Situation einzusehen , ist nicht nur für ein vertieftes Situations verständnis als Handlungsgrundlage für 
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den einzelnen Teilnehmer sinnvoll , sondern kann gleichzeitig eine gemein­same Kommunikationsbasis der Teilnehmer untereinander bieten , so daß ein gemeinsamer oder gegenseitiger Bildungsprozeß angeregt werden kann. Wenn zum Beispiel in einer Fortbildungsveranstaltung der persönliche Um­gang mit Kollegen, Vorgesetzten und Untergebenen zum Thema wird, dann kann dies nicht geschehen ohne genaue Absteckung des rechtlichen und in­stitutionellen Rahmens sowie der geschichtlichen, ökonomischen und politi­schen Bedingungen des jeweiligen Arbeitsfeldes. Eine Vermittlung der sub­jektiven Erlebnisweise mit den objektiv gegebenen Strukturen ist hier unab­dingbar für adä quates Handeln in der Situation. Der intersubjektive Austausch der Teilnehmer kann diesen Vermittlungsprozeß begünstigen, in­sofern hierbei je unterschiedliche Erlebnis-, Deutungs- und Wissenselemente zusammenkommen , die sich gegenseitig bestätigen und ergänzen können. 
1 .4  Lebensweltliche und didaktisch bestimmte Situation 

Schließlich muß noch eine weitere differenzierende Bestimmung der di­daktisch zu berücksichtigenden Situation der Teilnehmer vorgenommen wer­den. Wenn nämlich als eine didaktische Aufgabe die Erschließung der Rele­vanz eines Themas für bestimmte Situationen der Teilnehmer formuliert wurde, so ist dabei an lebensweltliche Situationen gedacht ( vgl. R UN KE L  1976, M A DER IWE YMANN 1979, VON WER DER 1980) .  Die Bildungsveranstaltung selbst stellt aber auch eine Situation dar. Sie ist nicht nur Selbstzweck, sondern über sich hinaus auf die lebensweltlichen Situationen intentional hingeordnet ( vgl. SCHMITZ 1989). Gerade weil in die Bildungssituation wesentliche Elemente der lebensweltlichen Situation mithineingetragen werden , können darin le­bensweltliche Situationen transparent gemacht und - gedankliche oder tat­sächliche -Probehandlungen vorgenommen werden. Bei aller gebotenen Hinordnung ist dabei auch eine gewisse Distanz zur le­bensweltlichen Situation vonnöten, damit gegenüber eingefahrenen alltägli­chen Deutungs- und Handlungsmustern neue Einsichten und Hand­lungsmöglichkeiten eröffnet werden können. Bei einem Kurs in Gesprächsführung etwa ist es wenig sinnvoll, bloße Tech­niken zu vermitteln, die in bestimmten Situationen angewendet werden kön­nen. Vielmehr sollte dabei die Möglichkeit geboten werden, daß die Teil­nehmer ihre eigene Gesprächspraxis in bestimmten Situationen aufklären und kritisch reflektieren sowie neue Praktiken entwerfen und einüben. Aus den vorgetragenen Differenzierungen des didaktischen Situationsbezugs ergibt sich ein Aufgabenkomplex, der sich für die praktische Kursgestaltung in folgende Fragen fassen läßt. - Wie kann ein gegebenes Thema auf für die Teilnehmer relevante Situa­tionen hin konkretisiert werden ? 
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Prinzipien einer handlungsorientierenden Didaktik 

Christiane Hof 

Ausgebend von der These, daß pädagogisches Denken und Handeln grund­sätzlich auf die Handlungsfähigkeit der Subjekte zielt - und insofern hand­lungsorientiert ist -, wird gefragt, wie sich dieses Ziel in didaktischen Pro­zessen umsetzen läßt. Dabei wird den Prinzipien der Tätigkeitsorientierung, der Praxisorientierung und der Projektorientierung eine Relevanz für die handlungsorientierende Weiterbildungsarbeit zugeschrieben. 
Inhaltsübersicht 

1 .  Handlungsorientierung als Ziel der Erwachsenen-/Weiterbildung 
2. Varianten handlungsorientierender Didaktik 
2. 1 Tätigkeitsorientierung 
2.2 Praxisorientierung 
2.3 Projektorientierung 
3. Handlungsorientierung und didaktische Prinzipien 

1. Handlungsorientierung als Ziel der Erwachsenen-/Weiterbildung 

Der Be griff Ha ndlungsorie ntieru ng wird i n  de n ver schiede nste n Zu samme n­hänge n  u nd Bedeu tu nge n  hera ngezoge n. Al s Hi nwei s darauf, daß i n  Bil­dungsproze ssen  ge handel t wird, muß er jedem Päda go ge n, der i n  der all tä gli­che n prak ti schen  Bildu ngsarbei t handelnd tä ti g i st, al s ei ne u nsi nni ge Forde­ru ng er schei ne n. Ebe nso i st e s  u nstri tti g, daß Ler ne n  zu glei ch ein Handel n i st (i . S. ei ner De nkhandlu ng wie die ko gni ti ve Psy cholo gie die s be schreib t u nd /  oder ei ner Ver hal tensä nderu ng, wie e s  die Be haviori sten  ne nne n). Die se Be­deu tu nge n  könne n  demna ch ni cht gemeint sei n, we nn die Ka te gorie Ha nd­lu ngsorie ntieru ng i nnerhalb de s pädago gi schen Di skur se s verwende t wird. Ei ne klare Be griffsbe stimmu ng wird wei ter hi n  dadur ch er schwer t, daß Ha ndlu ngsorie ntieru ng al s Ziel päda go gi sche n Denke ns u nd Ha ndel ns ( v gl. A .  KA ISER 1985, S. 19), al s Aufforderu ng an die wi sse nschaf tli che Theorie-
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bildung (vgl. SIEBERT 1981) 1 und - in den unterschiedlichsten Ausprägungen -
als Prinzip der pädagogischen Organisation von Wissensvermittlungsprozes­
sen gefordert wird.2 

Die Forderung nach Handlungsorientierung auf diesen unterschiedlichen 
Ebenen des pädagogischen Diskurses (theoretische Reflexion und praktische 
Bildungsarbeit) läßt sich dahingehend auf einen gemeinsamen Nenner brin­
gen, daß Handlungsorientierung als Orientierung an der Handlungsfähigkeit 
der Subjekte verstanden wird. Definiert man Handeln als »eine zielgerichtete 
Tätigkeit, in der ein Handelnder mit ihm geeignet und akzeptabel er­
scheinenden Mitteln versucht, einen für ihn befriedigenden Zustand zu errei­
chen oder zu erhalten« (HoFER 1981, S. 159), so will Erwachsenenbildung 
nicht nur dazu beitragen, dem Subjekt den Vollzug der intendierten Tätig­
keiten zu erleichtern. Vielmehr will sie auch Wissen vermitteln, welches die 
Reflexionsfähigkeit der Handlungsziele und der Möglichkeiten und Me­
thoden ihrer Realisierung in konkreten Handlungssituationen erweitert. Dies 
aber ist keine neue Orientierung pädagogischen Handelns. So zeigt beispiels­
weise eine sozialhistorische Perspektive, daß das Erziehungssystem im Ge­
folge der funktionalen Differenzierung der Gesellschaft die Aufgabe über­
nommen hat, die Menschen zu befähigen, in den anderen gesellschaftlichen 
Teilsystemen (z. B. Wirtschaft, Politik) handlungsfähig zu sein (vgl. KADE 
1997; LuHMANN/ScH0RR 1979). 
Wenn die gegenwärtige Diskussion in besonderer Weise durch den Ruf nach 
Handlungsorientierung gekennzeichnet ist, dann lassen sich dafür ver­
schiedene Gründe nennen: 
• Zum einen hat die Hinwendung zu konstruktivistischen Theorien eine 

Neukonzeption der Begriffe Lehren und Lernen nach sich gezogen und in 
der Folge die Eigenaktivität und Selbsttätigkeit der Lernenden betont 
(REINMANN/ROTHMEIERIMANDL 1997; ARNOLDISIEBERT 1995). 

• Zum zweiten scheint es, daß die Handlungskompetenz der Menschen in 
einer durch rasanten Wandel gekennzeichneten Welt nicht mehr gewähr­
leistet ist (PÄTZOLD 1995). Trotz der Verfügung über eine Menge an Wissen 
und Informationen fehlt den Menschen die Fähigkeit zum Handeln: das 
Wissen bleibt »träge« (RENKL 1996). 

• Drittens ist im Kontext des gesellschaftlichen Wandels der Ruf nach 
Schlüsselqualifikationen laut geworden (KAISER 1992). Insbesondere in 
der beruflichen (Weiter-)Bildung erscheint das Konzept Handlungs-

BAUMERT/RöoER ( 1990) stellen in einer empirischen Untersuchung fest, daß ein 
Großteil der Professoren die Handlungsorientierung als Ziel der Erziehungswissen­
schaft ansehen. 

2 Am ausgeprägtesten ist dabei die Diskussion im Bereich der Schule (vgl. GuoJONS 
1997) und des beruflichen Lernens (vgl. F.-J. KAISER 1 994; PÄTZOLD 1992) .  Für die 
Erwachsenenbildung vgl. REINMANN-ROTHMEIERIMANDL 1996). 
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or ient ier ung als g eeign et es Mitt el, d en B edarf an formal en Fäh igk eit en wie etwa d er Probl emlös efähigk eit z u  b efr ied ig en ( P ÄTZOLD 1995) . 

2. Varianten handlungsorientierender Didaktik 

In d er prakt isch en B ildungsarb eit soll das Z iel d er Handlungsor ient ier ung unt er Z uh ilf enahm e d idakt isch er und m ethodisch er Pr inz ip ien r eal is iert wer­d en .  H ier lass en s ich all erd ings erh ebl ich e Unt ersch ied e  f estst ell en . S ei es, daß d ie V erb ess er ung m enschl ich en Hand elns als R es ultat ein er kognit iv en An eign ung von W iss en ang es eh en 1 -od er daß der M ensch schon im B il­d ungsproz eß s elb er als hand elnd es S ubj ekt ernst g enomm en w ird .2 G erad e d er n euer e  d idaktisch e Disk urs zeichn et s ich durch diese H er vorheb ung d es Pr inz ips d er Handl ungsor ient ier ung a us .  All erd ings z eigt ein Bl ick a uf die d i­v ers en, als hand lungsor ientierend a usg eg eb en en d idakt isch en Prinzipi en die V ersch ied enh eit d er einz eln en Konzept ion en . Dies erklärt s ich daraus ,  daß s ie in unt ersch iedl ich en B egründungsz usammenhäng en entwick elt word en s ind . Im Folg end en soll en ein ig e Var iant en handlungsor ient ier end er Didakt ik k urz vorg est ellt und im H inbl ick a uf ihr e B ed eut ung für d ie W eit erb ildungsarb eit d iskut iert w erd en. 
2.1 Tätigkeitsorientierung 

» A usgangslag e ist im handl ungsor ient iert en Unt err icht n icht m ehr d ie Prä­s entat ion von ( ... ) Inhalt en m it d er Int ent ion d er kogn it iv en Durchdr ing ung d ieser Inhalt e, sond ern d er tätige Z ugang z u  d en G eg enständ en d es Unt er­r ichts unt er Maßgab e d er s ubj ekt iv en Int er ess en und d es Erl eb ens d er Schü­l er.« ( KuN STMANN 1981, S .  175; H ervorh. C. H.). A uf d er Bas is ein er Polar ität zw isch en Denk en und Tun w ird h ier d ie tät ig e  B eschäft ig ung mit d en B il­d ungs inhalten h er vorgehob en. Dies er Ansatz bas iert a uf d en entwickl ungs­psychologisch en Theor ien von J. P IA GET  od er A .  N .  LEONTJE V, w elch e d ie z en­tral e Roll e d er g eg enständl ich en Tät igk eit für d en A ufbau von B ew ußtseins-
Dieses Modell, das sich nicht nur im Kontext der sog. Alten Richtung der Volks­
bildungsbewegung Ende des 19. Jahrhunderts (vgl. HoF 1995), sondern auch in den 
wissenschaftsorientierten Ansätzen der 60er Jahre dieses Jahrhunderts findet, basiert 
auf der Annahme einer direkten Anwendung vom Wissen zum Handeln. 

2 So wird im Rahmen institutionalisierter Erwachsenenbildungsarbeit nicht erst seit 
der Alltagswende in der Pädagogik, sondern erklärtermaßen schon zu Beginn dieses 
Jahrhunderts eine Bildungsarbeit vom Menschen aus gefordert, die die lebenswelt­
lichen Erfahrungen und Handlungen zum Anfangs- und Zielpunkt der Bildungsarbeit 
erhebt und reines Bücherwissen ablehnt (vgl. z. B. RoSENSTOCKiTROTTA 1 931). 
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Strukturen betonen. S ie gehen davon aus, daß s ich der Mensch im tät igen Umg ang die vie lfä ltigen Formen gese llscha ft licher Objekti vationen ane ignet. In diesem Konzept tät igke itsor ient ierter B ildung w ird der Tatsache Rechnung getragen , daß Bil dung n icht als rein kogn it iver Pr ozeß angesehen werden dar f, sondern daß auch körperl iche Betät igung not wendiger Bestandteil von B il­dungs veranstaltungen zu se in hat. Lernen muß auch e in Erlebnis darstellen ( S IE BERT 1996, S. 161). Allerd ings besteht d ie Gefahr, daß h ier pr imär d ie re­zeptiven Fäh igke iten des Menschen angesprochen werden. D ies ist vor allem dann der Fall, wenn das Handeln ausschl ießl ich M ittel zum Zweck ist , wenn das manuelle Tun für d ie verbesserte Ane ignung vorgegebener W issens­inhalte funkt ional is iert w ird ( vgl. P ÄTZOL D 1995, S. 575). Um E inse it igke iten zu verme iden, darf s ich daher n icht der gesamte B ildungsprozeß in e iner tä­t igke its vermittelten Ane ignung erschöpfen. V ielmehr muß auch Raum ge­lassen werden für kreat ive und soziale Handlungen - und damit für e inen selbsttät igen und wenn mögl ich selbstor ient ierten Lernprozeß. Trotz d ieser E inschränkung muß aber auch d ie Bedeutung der Tät ig­ke itsor ient ierung als d idakt isches Pr inz ip gesehen werden: der H inwe is auf d ie Not wend igke it tät iger Ane ignung von B ildungs inhalten kann dem Kurs­le iter e ine konkrete H ilfestellung für d ie Veranstaltungsplanung b ieten, da er Anregungen für d ie Auswahl und method ische Bearbe itung mögl icher B il­dungs inhalte enthält. Das Pr inz ip verwe ist darauf, daß e ine tät ige Ane ignung n icht nur im (kunst -)hand werkl ichen Kursen und in Veranstaltungen ,  d ie d ie Verm ittlung konkreter Fert igke iten intend ieren (z.B. Säugl ingspflege) ange­ze igt ist , sondern auch in Seminaren, be i denen kognitive Fäh igkeiten erwor­ben werden sollen. H ier gre ift allerd ings d ie Oppos it ion von Kogn it ion und Tätigkeit zu kurz und es bedarf e iner Ergänzung des d idakt ischen Pr inz ips der Tätigkeitsor ient ierung. 
2.2 Praxisorientierung 
Steht die Verm ittlung von berufs - und alltagsprakt ischen Fäh igk eit en im Vor­dergrun d (z.B. im Bere ich der E DV -Qual ifiz ierung, in Fremdsprachenkursen, in kaufmännischen Kursen) oder wollen We iterb ildungs veranstaltungen die Ane ignung von psycho-soz ia l rele vanten sk ills w ie Konfl iktlösungs-, Kom­mun ikat ions- oder Ident itätskr isenbewält igungsstrateg ien ermögl ichen , dann re icht das d idaktische Pr inz ip der Tät igke itsor ient ierung n icht aus. Es ist an­gebrachter, m it dem Konzept der Pra xis or ien tierung zu oper ieren. H ierbe i wird von der Präm isse ausgegangen , daß d ie Mot ivat ion für den Besuch von We iterb ildungs veranstaltungen in alltagsweltl ichen Handlungsproblemen -und n icht in der Suche nach zweckfre ier B ildung - l iegt. D ie Te ilnehmer wählen demnach aus den We iterb ildungsangeboten d iejen igen Kurse aus , von denen s ie s ich H ilfe für d ie Lösung konkreter Probleme versprechen. Um 
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Methoden der Weiterbildung - ein systematischer 
Überblick 
Ulrich Müller/Ulrich Papenkort 

Im folgenden Beitrag klären wir zunächst, für welchen Ausschnitt von Wei­
terbildung der systematische Überblick über Methoden gelten soll. Sodann 
unterscheiden wir zentrale Aspekte methodischer Entscheidungen, setzen sie 
zueinander in Beziehung und schränken sie auf Verlaufs-, Sozial- und Ak­
tionsformen ein. Für die Vielfalt an Aktionsformen geben wir einen eigenen 
Überblick, geordnet nach der Aktivität der Lernenden und ihren ver­
schiedenen Lernmodi. Dabei berichten wir von einem Ansatz, Aktionsformen 
der Weiterbildung einem systematischen Zugriff nach definierten Kriterien 
wie Lernziel, Sozialform, Lernphase, Aktivierung der Teilnehmer, Kon­
kretisierung, Teilnehmerzahl und Zeitbedarf zugänglich zu machen. Einige 
Bemerkungen zum Verhältnis von Inhalt und Methode schließen den Beitrag 
ab. 

Inhaltsübersicht 

1 .  Einleitung 
2. Methoden des Lehrens 
3. Lehrmethode als Vermittlung 
4. Aspekte der Vermittlung 
4. 1 Verlaufsformen 
4.2 Sozialformen 
4.3 Aktionsformen 
5.  Inhalt und Methode 

1. Einleitung 

Der Titel »Methoden der Weiterbildung« besagt streng genommen mehr, als 
im folgenden thematisiert wird. Zunächst einmal müßte er sich in dieser offe­
nen Formulierung auf alle »Ebenen didaktischen Handelns in der Weiter­
bildung« (FLECHSIG 1989; vgl. auch TIETGENS 1992, S. 1 89) beziehen. Wir wer-
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den die »System-« und »Programmebene« jedoch außer acht lassen und uns 
auf die ein- bis vierstündige »Block-« und die zehn- bis dreißigminütige »Phasenebene« konzentrieren. Die darüberliegende »Kursebene« und die 
darunterliegende »situative Ebene« werden wir nur streifen. 
Titelgetreu von »Methoden der Weiterbildung« zu sprechen hieße weiterhin, 
nicht nur die Lehrmethoden des Kursleiters, sondern auch die Lernmethoden 
der Teilnehmer zum Thema zu machen. Denn Weiterbildung vollzieht sich als 
doppelte Tätigkeit von Vermittlung und Aneignung (vgl. KuNGBERG o. J. , 
SüNKEL 1996) . Es kann angesichts häufig verkürzter didaktischer Voran­
nahmen nicht genug betont werden, daß Lehren ohne Lernen zwar faktisch 
möglich ist - wer erinnert sich nicht an entsprechende Zeiten in Aus- und 
Fortbildungen -, aber nie zum Erfolg führen kann. Und nicht selten wird trotz 
einer (schlechten) Lehre ( das Richtige) gelernt. Wir werden uns jedoch in 
praktischer Absicht auf die Handlungsperspektive des Kursleiters und damit 
auf die Tätigkeit des Lehrens bzw. der Vermittlung beschränken. 
Eine letzte Einschränkung: Methoden der Weiterbildung müssen nicht nur 
gekannt und gekonnt werden, ihr Einsatz sollte im Rahmen einer Methodik 
auch begründet werden können. Solche Begündungen sind ohne didaktische Prinzipien wie z. B. die Teilnehmerorientierung in ihren vielen Varianten (vgl. 
TIETGENS 1992, S. 78- 93) nicht denkbar. Denn Prinzipien orientieren Me­
thoden, und »Methoden realisieren Prinzipien« (PLÖGER/ ANHALT 1996, 
S. 617) .  Beide Fragen, die der Methodik und die der Prinzipien , bleiben im 
folgenden ausgeklammert. Hier sei auf K. R. MÜLLER (1990) und KAISER in 
der vorliegenden Loseblattsammlung verwiesen. 
Der Titel »Methoden der Weiterbildung« bleibt alles in allem insofern richtig, 
als er beim ersten Lesen weniger verspricht als er streng genommen besagt. 
Die entsprechenden Assoziationen kreisen um das Feld, zu dem wir im fol­
genden einen »systematischen Überblick« geben wollen: den Lehr- bzw. Ver­
mittlungsmethoden innerhalb von Veranstaltungen der Weiterbildung. 

2. Methoden des Lehrens 

Die meisten Lernprozesse im Leben eines Menschen erfolgen unorganisiert, 
beiläufig und quasi ,wildwüchsig< in (all-)täglichen Lebensvollzügen. So er ­
lernen Kinder ihre Muttersprache oder das Fahrradfahren, so eignen wir uns 
am Arbeitsplatz die Bedienung des neues Kopiergeräts an und so geben uns 
Freunde Tips für den Umgang mit dem Finanzamt. Darüberhinaus machen wir in kritischen Lebensereignissen (schmerzliche) Erfahrungen, aus denen wir 
unsere Lehren ziehen (vgl. REISCHMANN 1995) . Und zuletzt: In einer Gesell­
schaft, die von der Präsenz der Massenmedien geprägt ist, lernen wir en passant 
nicht nur aus erster, sondern auch aus zweiter Hand. Wir müssen erkennen, 
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Me tho den de r Wei te rbil dung_ 
» daß die Me dien heu te e ine ... imme r wich tige r we rdende E influßg röße im Gesam tfel d menschlichen Lernens gewo rden s in d« (DO HMEN 1991, S. 70). Das Le rnen in der Wei te rbil dung vollz ieht sich im Un te rschie d z um ,na türl i­c hen , Erfa hrungs le rnen, den sc hme rzlic hen Lebense rfa hrungen und den Ein­drücken aus Fe rnsehsen dungen in o rganis ierten Si tua tionen. Diese sin d e igens z um Zwecke des Le rnens arrangie rt. Das Le rnen is t h ie r  n ich t n ur -w ie z.B. in manchen ve rans tal te ten Re isen - w illkommene r Nebeneffek t eines le rnf rem den Haup tzwecks. Daß auch e in o rgan is ie rtes Le rnen ohne Le hren auskommen kann , is t vo r allem in de r betriebl ichen We ite rb il dung wie de r­bzw. neuen tdeck t worden - nicht nu r aus di dak tischen G rün den. Zu Recht rücken in den le tz ten Jah ren Themen wie » Selbs to rgan isa tion«, »Selbstge­
steuertes Lernen«, » Au to di dak tik« in den Fokus de r e rwachsen­enpä dagogischen Disk ussion.1 Ob alle in o der  in G ruppen (Le rns ta tt, Qual i­tä tsz irkel ), ohne o der  mit Me dien (CBT, Leittex t) - es geh t auch ohne die P räsenz e ines Refe ren ten, Dozen ten , T ra ine rs o de r  Kursle iters. Das Lernen, wie es sich in Ku rsen, Trainings un d Seminaren de r Wei te r­b il dung e re igne t, d. h. das f rem do rganisie rte bzw. das Le rnen du rch Leh ren , is t insofe rn nu r eine Sonderform des Lernens überhaupt. Angesichts de r gan­zen Wel t des Le rnens, zu dem wie im train ing on the job auch das fremdorga­
nisierte Einzellernen gehö rt, bleib t das Le rnen in (Gruppen-) Verans tal tungen e ine e inzelne G röße . Inwieweit es seine Be deu tung e rhäl t o der  e rlang t, häng t nich t zule tz t  davon ab, ob sich Leh ren de be i de r Reflex ion und Planung sol­che r Le rnp rozesse am Le rnen , n ich t am Lehren o rien tie ren. Dann s tehen, wie im ungeplan ten o de r  im selbs to rgan isie rten Le rnen, die Aktivitäten der Ler­
nenden im M ittelpunk t :  Leh ren vom S tan dpunk t de r Le rner aus. Semina re un d Ku rse können Teilnehme r n ich t ,Je men machen ,, son de rn nu r ,Je men e rmöglichen , bzw. Lerns itua tionen ges tal ten . Leh ren de haben die Möglich­ke it, e in Angebo t zu machen : Doch le tz ten dlich l iegt die Veran two rtung f ür ih r Le rnen be i den Teilnehmern selbs t. Sie sin d Lernsubjekte, keine Leh r­obje kte. Zwisc hen Le hren und Le rnen gib t es e ine Di ffe renz: übe rb rüc kbar, abe r nic ht auf hebba r. 
3. Lehrmethode als Vermittlung 

Le rnen fin de t  als Ause inan de rse tzung mit de r sozialen , kul tu rellen un d na­türlichen Umwel t s ta tt. De r Inhal t eine r Leh rve rans tal tung is t - allgemein gesprochen - e in meh r o de r  wenige r g roßer Ausschnitt der Wirklichkeit. Du rch die Auseinande rse tzung mi t diesem Wi rklichkei tsausschni tt sollen sich die Te ilnehme r ve rän de rn. Sie sollen ih re inne ren Mögl ichke iten (psychischen D isposi tionen) gegenübe r de r Wi rklichke it ve rän de rn, n icht bzw. e rs t  als 
Vgl. z. B. ARNOLD 1 99 1 ,  S. 46-55. DOHMEN 1 996, S. 44-60, FRIEDRICH/MANDL 1 990. 
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Folge die Wirklichkeit selbst. Bildung ist, nach KLAFKI, das Erschlossensein 
einer Wirklichkeit für einen Menschen und das Erschlossensein eines Men­
schen für seine Wirklichkeit (vgl. KLAFKI 1 963, S. 43). Im Bildungsprozeß sind 
also eine objektive, sachbezogene Dimension (Gegenstände, Wirklichkeit) 
und eine subjektive, personenbezogene Dimension (Lernender) wechselseitig 
miteinander verschränkt. 
Lehrmethoden vermitteln dabei zwischen den Subjekten und den Lern­
objekten. Sie bestimmen darüber, wie der Kontakt zwischen den lernenden 
Subjekten und dem Lerngegenstand zustandekommt. Sie sind Wege, die es 
ermöglichen, daß sich die Lernenden mit einem Ausschnitt der Wirklichkeit 
auseinandersetzen können, Vorgangsweisen, mit deren Hilfe der Lerngegen­
stand bearbeitet wird, um ihm Erkenntnis abzugewinnen. Aufgrund der dop­
pelten Verbindlichkeit des Lehrens gegenüber der Sache und der Person des 
Teilnehmers haben die Methoden einen logischen und einen psychologischen 
Aspekt. 
Methoden organisieren die Auseinandersetzung der Lernenden mit dem 
Lerngegenstand und geben Gelegenheit, neue Erfahrungen zu machen und 
neue Erkenntnisse zu gewinnen. Methodisch organisiertes Lernen soll es er­
möglichen, daß die Wirklichkeit »präziser, differenzierter und vollständiger 
wahrgenommen, begriffen und angeeignet werden kann, als dies in routinier­
ten Wahrnehmungen und laufenden Verarbeitungen des Alltags möglich ist. 
Methodisches Handeln in der Erwachsenenbildung besteht darin, Situationen 
zu schaffen, in denen eine in diesem Sinne qualifizierte Auseinandersetzung 
mit der Wirklichkeit für die Beteiligten möglich und wahrscheinlich wird« 
(GERL 1985, S. 47). 
Dozenten und Trainer vermitteln mit ihren Methoden - das ist wahr. Aber sie 
vermitteln nicht den Teilnehmern den Gegenstand, sondern die Teilnehmer 
mit dem Gegenstand. »Nicht Stoff, sondern Aneignungserfahrungen vermit­
teln« (WEIDENMANN 1983, S. 103) - das ist die Aufgabe des Lehrens; jenseits 
eines ,stoff,-fixierten »Authenzitäts-Dogmas« und eines teilnehmerfixierten 
» Verständlichkeits-Dogmas« (S. 99 f. ). 

4. Aspekte der Vermittlung 

Es herrscht weitgehend Einigkeit darüber, welche Aspekte methodischen 
Handelns sinnvoll unterschieden werden können. HILBERT MEYER hat sie un­
ter Rückgriff auf die lehrtheoretische Didaktik nach PAUL HEIMANN und 
WOLFGANG SCHULZ »Handlungssituationen«, »Unterichtsschritte«, »Hand­
lungsmuster«, »Sozialformen« und »methodische Großformen« genannt 
(MEYER 1988, Bd. 1 ,  vgl. auch P. MüLLER 1982, 36-44). Dabei merkt er an, daß 
diese Aspekte auf unterschiedlichen Ebenen liegen. Nach der in der Einlei-
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Statistik und Erwachsenenbildung/Weiterbildung 
Joachim H. Knoll 

Inhaltsübersicht 

l .  Zur Genese statistisch gestütz ter Methoden i n  der Vergleichenden Forschung 2. Statistik als Instrument der Vergleichenden Forschung und der Bildungsplanung 3. Zugänge 3 . 1  Globale Statistiken 3.2 Nationale Statistiken 
1. Zur Genese statistisch gestützter Methoden in der 

Vergleichenden Forschung 

Frage n der Statistik, u nd solchermaße n auch der numerische n Selbst ver­gewisseru ng u nd Selbstkennzeichnu ng, sind ein Aufgabe nfeld i n  der Er­wachse ne nbildu ng/Weiterbildu ng, das sich erst in de n begi nne nde n 70er Jah­re n, i n  de n 80er Jahre n da nn zu nehme nd stärker , ausgebildet hat, wobei die Einsicht für eine statistische Sicheru ng der Erwachse ne nbildu ng zuerst im i n­ternationale n u nd vergleichende n Schrifttum begegnet. Deshalb gehe n wir auch zu nächst von ei ner i nternatio nale n Dimension aus. Die Schwierigkeiten d er S tatistik in d er Erwac hsenenbild ung liegen weithin bei d er Verfassung vo n Erwac hse nenbildu ng /We iter bildu ng, die s ich e inerse its in e ntwickelte n Syste­me n als pluralist isch u nd subs id iär darstellt , a ndererse its inhaltlic h u nd curr i­cu lar nic ht über je ne distinkte n Vorsc hri fte n verfügt, wie das in a ndere n Bil ­du ngs- u nd Erziehu ngsbereichen (z . B .  Schule n) der Fall ist, die nac h  dem Pr inz ip geschlosse ner Curricula vorgehe n. E in wese ntliches Ke nnzeichen der Erwachsene nbildu ng/Weiterbildu ng waren, insbesondere in der allgeme ine n  u nd politische n Erwachse nenbildu ng, stets offe ne Curricula 1, die mit Effi -
Darüber berichtet am Beispiel der Curricula für den Deutschunterricht: Sm LUTZ, E.: Deutsch-Unterricht in der Erwachsenenbildung, Grafenau 1 976; vgl .  auch S1EBERT, H. :  Curricula für die Erwachsenenbildung, Braunschweig 1 974; insges. KNOLL, J. H. :  Curriculum, in: TITMUS, C. :  Lifelong Education for Adults. An International Hand­book, Oxford 1 989, S. 29 ff. 
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zienzuntersuchungen, etwa in der Art der IEA-Studie 1 , nicht gemessen wer­
den konnten. Auf diesen Unterschied hat schon frühzeitig, anläßlich der 
Quinquennial Conference des International Congress of University Adult 
Education, 1975 in Ghana, CouN TlTMUS aufmerksam gemacht, der eindring­
lich davor warnte, sich zu weit auf das Terrain statistischer Bearbeitung und 
Beschreibung von Erwachsenenbildung zu begeben.2 Abgesehen von derar­
tigen wissenschaftspraktischen und wissenschaftstheoretischen Bedenken und 
Zurückhaltungen nimmt aus mehrfachen Gründen das Interesse an quantifi­
zierenden Erhebungen des Gegenstandsbereichs Erwachsenenbildung/Wei­
terbildung kontinuierlich zu. Die Gründe dafür liegen einmal: 
• bei wissenschaftlichen Expertisen über das Gebiet der Erwachsenen­

bildung, deren komparatistische Absicht durch den Aufweis statistischer 
Belege stimmiger gemacht werden kann, 

• bei weltweitem Aufklärungsbedarf über globale Bildungsstrategien, etwa 
im Hinblick auf Alphabetisierungskampagnen und -strategien; hier wären 
Arbeiten der Statistischen Agenturen von Weltbank und UNESCO maß­
geblich zu nennen3, 

• bei Weiterbildungsentwicklungsplänen, die entweder auf gesetzlicher oder 
freiwilliger Grundlage fortlaufend erstellt werden und dadurch die Ex­
pansion oder Schwerpunktverlagerung in perspektivischer Absicht legiti­
mieren können. 

Weiterbildungsentwicklungpläne fordern, etwa im 1 .  Gesetz zur Neuordnung 
der Weiterbildung in Nordrhein-Westfalen von 1974, den kontinuierlichen 
statistischen Bericht, wobei die eher flankierenden Weiterbildungsaktivitäten 
von Hochschulen und Fachhochschulen mit einbezogen werden. Die Pläne 
1 International Association for the Evaluation of Educational Achievement ( IEA), vgl. 

dazu PosTLETHWAITE, N. T.: Comparative Education and National Systems of Educa­
tion, Oxford 1 988, S. 9, 12 ,  1 5, 40, 59; vgl. hier auch PoRRAS-ZUNIGA, J.: Comparative 
Statistics, S. 21 ff. Die Enzyklopädie belegt eindrucksvoll, wie der Vergleich durch die 
statistische Fundierung stimmiger gemacht werden kann. Als Beispiel einer stati­
stisch validierten Effizienzuntersuchung: PosTLETHWAITE, N. T.: Bildungsleistungen in 
Europa, in: SCHLEICHER, K.: Zukunft der Bildung in Europa, Darmstadt 1 993, 
S. 107 ff. 

2 Später ist C. TITMUS etwas ausgleichendere Wege gegangen; vgl. dazu TITMUS, C.: Li­
felong Education for Adults. An International Handbook, Oxford 1 989, dort: Sub­
jects and approaches to research, S. 525. 

3 Dazu vor allem die Materialien des UNESCO-Institute for Educational Planning, 
Paris; fortlaufend, bes.: UNESCO (Hg.): World Educational Report, Paris; hier zitiert 
nach Ausgabe 1 99 1 ,  dazu meine Buchanzeige in: KNOLL, J. H.  (Hg.) : Internationales 
Jahrbuch der Erwachsenenbildung, 1 9/20 ( 1 99 1/ 1992); zum thematischen Umfeld: 
BELANGER, P./ BLAIS, M.: World Perspectives in Adult Education Research, in: Adult 
Education and Development, 45 ( 1995), S. 5 ff. Ebenfalls wäre hier summativ hinzu­
weisen auf Arbeiten des CERI (Centre for Educational Research and Innovation) 
der OECD. 
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sind von den als Wei te rbildungseinrich tungen ane rkann ten Ins ti tutionen ode r Träge rn z u  e rs tellen, sie sind a uch vo rz ulegen von Ein rich tungen ode r T rä­ge rn , d ie e ine Ane rkenn ung im S inne von Förde rungsmaßnahmen na ch den gesetzlichen Rahmenbeding ungen bean tragen. Solche Entwicklungspläne werden en twede r a uf • na tionale r, a uf • regionale r ode r a uf • träge rspezi fischer G rundlage ers tell t. In de r ze itlichen Ab folge wird man allgemein konsta tieren können , daß das wissenscha f tliche In te resse dem p rak tischen vora uslie f ,  wie das Interesse de r be ruflichen Wei te rbild ung de r allgemeinen Erwachsenenbildung . In der B un­des republik is t dieser Sachve rhal t rela ti v  einde utig z u  belegen ; die e rs ten glo­
balen s ta tis tischen E rheb ungen e rfolgen im Z usammenhang mit der UN­E S CO- Wel tkon fe renz f ür E rwachsenenbild ung in Tokio 1972, die nationale A uf fo rde rungen z u  eine r ve rmeh rten s ta tis tischen Be f undbeschreib ung de r Erwachsenenbild ung /Wei te rbildung gib t der Bildungsgesamtplan der B und­Länder- Kommission 1973 a us, und a uf regionaler Ebene wi rd z umal im 1. Wei terbildungsgese tz von No rd rhein- Wes tfalen die Verp flichtung z ur Er­s tell ung von Wei te rbild ungs- Entwickl ungsplänen form uliert. Das heiß t in die­ser Ve rallgemeine rung na türlich nich t, daß nicht berei ts da vo r in beg renz tem Umfang s ta tis tische Daten übe r  das Terrain e rhoben wurden. De rartige E r­fassungen s tehen z umeis t im Z usammenhang mi t de r s taa tlichen Al imen tie­rung von E rwachsenenbildung /Wei terbild ung, z . B .  d urch das » Gese tz übe r  die Z usch ußge wäh rung an Volkshochsch ulen und entsp rechende Einrichtungen de r E rwachsenenbild ung « in No rd rhein- Wes tfalen 1953. A uch das E rwachse­nenbildungsgesetz des Landes Niede rsachsen von 1970 enthäl t eine Reihe von gese tzlichen Vo rsch ri f ten z ur Samml ung s ta tis tische r Daten -e twa bei de r Z u­lass ung von ane rkann ten Ein rich tungen, bei den bezusch uß ten Pe rsonal­s te llen , bei de r Funktionsbesch reib ung von Koope ra tionsfo rmen der Partne r im pl uralis tischen S ys tem von Erwachsenenbild ung us w. In de r be ruflichen Weite rb ildung wi rd z umal das für Weite rb ild ung a ufgewandte Finanzvol umen a usge wiesen ,  d ies n ich t z ule tz t  a uch in de r s tra tegischen Abs ich t, f ür unange­messen gehal tene Ansp rüche an die be rufliche Wei te rbildung z urück weisen z u  können. Man denke in solchem Z usammenhang vo r allem an die Disk ussionen um die Finanzierung des Bildungs urla ubs, in denen vo rrangig die finanziellen Gesich tspunk te das sachliche A rgumen t z urückzudrängen schienen. 1 S ta tis tik in der Erwachsenenbild ung is t neben dem oben angesp rochenen Sach ve rhal t, daß z.B . Leis tungsdiagramme unte r de r Pe rspek ti ve von » E f fi­zienz « wegen de r O f fenhei t der Angebote nicht möglich sind, mi t wei te ren 

Darüber berichtet vor allem der iwd-Informationsdienst des Instituts der deutschen 
Wirtschaft fortlaufend. 
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Schwierigkeiten konfrontiert, die etwa in der länderspezifischen Ausbildung 
des der Erwachsenenbildung vorauslaufenden Schul- oder Bildungssystems 
und in der Uneinheitlichkeit statistischer Erfassungen gründen. 
Derartigen Schwierigkeiten sehen sich zumal jene ersten Arbeiten gegenüber, 
die eine vergleichende Forschung, auch unter Berücksichtigung statistischer 
Belege beabsichtigten. 

2. Statistik als Instrument der Vergleichenden Forschung und 
der Bildungsplanung 

Zunächst haben sich vergleichende Darstellungen ganz in der Tradition der 
vergleichenden Erziehungswissenschaft aufgehalten und mit den Mitteln der 
Deskription ganze Erwachsenenbildungssysteme zu beschreiben versucht. 
Hierzu gehören frühe Arbeiten von J. LowE 1 und C. TITMUS. Nachfolgend sind 
dann globale Strategien unter Anleitung von G . Z . F. Bereday beherrschend 
geworden. 2 Hier erwähne ich die für die Tokioer UNESCO-Weltkonferenz für 
Erwachsenenbildung 1972 erstellte globale Ansicht der Erwachsenenbildung 
in einer phänomenorientierten Darstellung von JOHN LowE, die auf einer 
Umfrage unter den UNESCO-Mitgliedstaaten beruht. Der Autor hat nicht 
versucht, etwa durch die Vorgabe von einheitlichen, statistischen Rastern, 
eine Vergleichbarkeit des Zahlenmaterials und damit letztlich auch des Ver ­
gleichs sicherzustellen.3 Die Arbeit ist hernach ergänzt worden, ohne daß 
freilich die statistische Seite der Darstellung verbreitert wurde.4 Dort findet 
sich zur Einleitung des Kapitels »The Problem of Financing« der kurze Aus­
zug aus dem Final Report der Tokioer Konferenz mit der saloppen Gleich­
gültigkeit gegenüber quantitativer Exaktheit: »In most countries however . . .  , 
it was noted that those who were nationally responsible, politicians and ad­
ministrators alike, were simply not alive to the objectives of adult education, 
and that expenditures for adult education were considered to be optional ex­
penditures .« Der Autor verläßt sich nachfolgend zumeist auf die nicht kon­
kret belegten Selbstaussagen der an der Umfrage beteiligten Mitgliedstaaten . 
In den wissenschaftlichen Publikation, auch wenn sie zunächst noch in der 
globalen Zugehensweise verblieben, sind hernach vermehrt cross-national 
studies üblich geworden, mit denen ein höheres Maß an Verobjektivierung 

1 LowE, J.: Adult Education in England and Wales. A Critical Survey, London 1 970. 
2 Über diesen Sachverhalt berichte ich nun in: KNOLL, J. H. :  Internationale Weiter­

bildung und Erwachsenenbildung. Konzepte, Institutionen. Methoden, Darmstadt 
1 996. 

3 LowE, J.: A Retrospective International Survey of Adult Education. Montreal 1 960 to 
Tokio 1972, Paris 1 972, in dt. Übersetzung: KNOLL J. H. (Hg. ) :  Internationale Er­
wachsenenbildung im Überblick, Düsseldorf 1 974. 

4 LowE, J.: The Education of Adults. A World Perspective. Paris 1975. 
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Zu beziehen über Ihre Buchhandlung oder direkt beim Verlag 

Weiterbildungs­
Management 

Das Personal- und Bildungsmanagement 
befindet sich derzeit in einem Schwebe­
zustand. Anfang der neunziger wurden in 
der Praxis die Instrumente ausgebaut und 
verfeinert, derzeit sind die meisten Einrich­
tungen damit beschäftigt, dem Wettbewerb 
standzuhalten. Dennoch entsteht im Kern 
eine neue Sichtweise von innovativem und 
effizientem Weiterbildungsmanagement. 

Auf dem Weg ins 2 1 .  Jahrhundert geht es 
um Kompetenzentwicklung . Weiterbildung 
wird um so erfolgreicher sein, je systema­
tischer das lebens- und arbeitsbegleitende 
Lernen in die Alltags- und Berufsstrukturen 
eingebunden wird. Wie die systematische 
Planung und Umsetzung von Bildungsan­
geboten in diesem Sinne genutzt werden 
können, vermittelt der Autor beispielhaft. 
Zudem werden neue Konzepte des Weiter­
bildungsmanagements vorgestellt. 

� ht h d Postfach 2352 • 56513 Neuwied UC er an Tel . :026 31/801-329 • Fax:/801·411 
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Handeln 

Der aktuelle Stand in der Didaktikdiskus­
sion der Erwachsenenpädagogik wird hier 
klar und verständlich dargestellt. 

Der Autor zieht eine praxisbezogene 
Bilanz aus didaktischen Forschungen und 
Erfahrungen von der Curriculumtheorie bis 
zur Postmoderne. Es werden Orientierungs­
hilfen z.B .  zur Zielgruppen- und Teilneh­
merorientierung, zur Lemzielformuherung 
und didaktischen Reduktion, zu Ankündi­
gun!gstexten und Schlüsselqualifikationen 
gegeben. Außerdem werden bildungsprak­
tische Modelle, z.B. das Sokratische Ge­
spräch, Zukunftswerkstätten und Bildungs­
urlaub, vorgestellt. 

Das Buch wendet sich an haupt- und 
nebenberufliche Mitarbeiter/innen sowie an 
Studierende der allgemeinen Erwachsenen­
bildung und der beruflichen Weiterbildung. 

� ht h d Postfach 2352 • 56513 Neuwied UC er an Tel.:02631/801-329 • Fax:/801·411 
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Studienbuch 
Grundlagen der 
Weiterbildung 

Joachim H. Kno/1 (Hrsg.) 

Das Studienbuch ist eine erste Auskunftsquelle, die Überblicks- und Orientierungs­
wissen vermittelt und somit den Einstieg in die Weiterbildungspraxis erleichtert. Der 
Band enthält 15 Beiträge, in denen Grundlagen und Kernbereiche der für die 
Weiterbildungspraxis relevanten Themenfelder behandelt werden wie 

• Bildungspolitik und Geschichte, e Didaktik, 
• rechtliche Grundlagen, 
• Strukturen und Institutionen, 
• Organisation und Management, 
• Bedingungen des Lehrens 

und Lernens, 

Herausgeber: 

• Organisationsformen des Lehrens 
und Lernens, 

• Forschung sowie 
• Modelle und Projekte in der 

Weiterbildung. 

Dr. Joachim H. Knoll ist Professor em. für Erwachsenenbildung am Institut für 
Pädagogik der Ruhr Universität Bochum und Mitherausgeber des Loseblattwerks 
Grundlagen der Weiterbildung-Praxishilfen. 

ISBN 3-472-03659-1 
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